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D O Z E N T D R . P E T E R B A D U R A , E R L A N G E N 

Der mitwirkungsbedürftige 
Verwaltungsakt mit belastender Auflage 
- BVerwGE 11, 18* 

Der Kläger ist Mie te r einer Vie rz immerwohnung und einer an­
grenzenden Z w e i z i m m e r w o h n u n g . In der Vie rz immerwohnung 
üb te er eine Arztpraxis aus. D i e Arztpraxis wurde auf die Z w e i ­
z immerwohnung ausgedehnt, nachdem der Kläger ein Einfamil ien­
haus bezogen hatte; eine Genehmigung gem. § 21 W o h n r a u m ­
bewirtschaftungsgesetz ( W B e w G ) für die Z w e c k ä n d e r u n g der 
Zwe iz immerwohnung wurde be im Wohnungsamt nicht beantragt. 
Das Wohnungsamt der Beklagten erfuhr einige Zei t später v o n 
der Z w e c k ä n d e r u n g und erteilte daraufhin eine Zweckentf rem­
dungsgenehmigung mi t der Auflage, 3000 D M an die Beklagte 
zu zahlen. 

Der Widerspruch des Klägers gegen die Genehmigung war er­
folglos, die Klage erfolgreich. A u f die Berufung der Beklagten 
wurde die Klage abgewiesen. D i e Revision war erfolglos. 

I. Die Klage richtete sich nicht nur gegen die (belastende) 
Auflage, sondern gegen die (begünstigende und belastende) 
Genehmigung. Das BVerwG hat darin kein Hindernis für die 
Zulässigkeit der Klage gesehen. Es brauchte auf die damit an­
gerührte Frage nicht näher einzugehen, wie zu verfahren ist, 
wenn mit einer Klage lediglich die durch eine Nebenbestim­
mung eines Verwaltungsaktes bewirkte Belastung angegriffen 
wird, nicht dagegen die in der Hauptanordnung liegende Be­
günstigung. Diese Frage wird in Theorie und Praxis häufig 
unter dem mißverständlichen Stichwort der „selbständigen 
Anfechtbarkeit" von Nebenbestimmungen eines Verwal­
tungsaktes behandelt. Tatsächlich entstehen Schwierigkeiten 
nicht hinsichtlich der „Anfechtbarkeit", d. h. der Zulässigkeit 
der Klage, sondern hinsichtlich der zu fällenden Entscheidung 
(und damit der richtigen Antragstellung), d. h. der Begrün­
detheit der Klage. Das ergibt sich aus folgendem: 

Die Nebenbestimmungen1 eines Verwaltungsaktes - Auf­
lage, Bedingung, Befristung, Widerrufsvorbehalt - treten zu 
einer Hauptregelung als ergänzende Regelungen hinzu. Die 
Nebenbestimmung enthält selbst keine in sich abgeschlossene 
und für sich vollständige Regelung, sondern ist sinnvoll und 
wirksam nur durch die Hauptanordnung, zu der sie in dienen­
der Funktion hinzutritt. Die Auflage2 ist im Gegensatz zur 
Bedingung dadurch charakterisiert, daß die Wirksamkeit des 
Verwaltungsaktes nicht von ihr abhängig ist. Während die 
Bedingung ipso iure mit ihrem Eintritt den Verwaltungsakt 
wirksam (aufschiebende) oder unwirksam (auflösende Bedin­
gung) werden läßt, legt die Auflage besondere Pflichten auf, 
die der durch die Hauptregelung Begünstigte erfüllen soll. 
Die Nichterfüllung der Auflage hat per se keine rechtlichen 
Folgen, sondern ermächtigt die Verwaltung zu einer Sanktion 
entweder in Form der Erzwingung der Auflage oder in Form 
des Widerrufs des Verwaltungsaktes3. Die Auflage ist, wie 
alle Nebenbestimmungen, kein Verwaltungsakt, sondern Teil 

* Ur t . v. 15. 6. 1960 - VIII C 20.60 = Z M R 1961, 58. - Dazu Bachof, 
Verfassungsrecht, Verwaltungsrecht, Verfahrensrecht in der Rechtspre­
chung des Bundesverwaltungsgerichts, 1963, S. 250f., 294f. 

1) Forsthoff, VerwaltungsR, 8. Aufl. (1961), S. 197ff.; v. Mangoldt, 
VerwArch 37, 101 rT. 

2) Fachinger, D V 1949, 118, 145; Herbert Krüger, D V B L 1955, 380, 
450,518. 

3) BayVGH, VerwRspr. 3, 316; abw. Krüger, S. 457. 

eines Verwaltungsaktes4'5. Eine Anfechtungsklage kann sich 
daher stets nur gegen den Verwaltungsakt richten (§42 I 
VwGO), nicht allein gegen die beanstandete Nebenbestim­
mung. Gleichgültig ist es, ob sich der Antrag des Klägers in 
seiner Tragweite auf den ganzen Verwaltungsakt oder nur auf 
einen Teil („Der Bescheid . . . wird insoweit aufgehoben, als. 
er die Auflage . . . enthält") erstreckt. In beiden Fällen soll 
eine gerichtliche Kontrolle über in einem Verwaltungsakt er­
scheinendes Verwaltungshandeln herbeigeführt werden. 

Das Problem der „selbständigen Anfechtbarkeit" einer Auf­
lage betrifft in Wahrheit die Frage der Teilbarkeit eines Ver­
waltungsaktes, konkreter: welchen Einfluß die Fehlerhaftig­
keit einer Auflage auf die Rechtsbeständigkeit des Gesamt­
aktes hat, wie also zu entscheiden ist (§ 113 I VwGO), wenn 
sich eine Auflage als unrechtmäßig erweist. 

Ob sich das Gericht auf die Aufhebung der Auflage be­
schränken kann oder ob es den gesamten Verwaltungsakt auf­
heben muß, hängt davon ab, ob sich im Einzelfall die Fehler­
haftigkeit einer Auflage auf diese beschränkt oder den ganzen 
Verwaltungsakt fehlerhaft werden läßt. Für die Beurteilung 
der teilweisen Fehlerhaftigkeit eines Verwaltungsaktes ist 
nicht die in § 139 BGB für die privatrechtUchen Rechtsge­
schäfte ausgesprochene Regel anwendbar, daß grundsätzlich 
das ganze Rechtsgeschäft von der Nichtigkeit eines Teiles er­
griffen wird. Denn diese Regel will der möglichst adäquaten 
Verwirkhchung des Parteiwillens dienen, ein Gesichtspunkt,, 
der im öffentlichen Recht keine Rolle spielen kann. 

Grundgedanke für die Behandlung der teilweisen Fehler­
haftigkeit eines Verwaltungsaktes ist, daß der Behörde kein 
Verwaltungsakt aufgenötigt werden darf, den sie in diesem 
Umfang und in dieser Art nicht erlassen hätte6. Die Lösung 
wird also vor dem Hintergrund der Funktionsverteilung von 
Verwaltung und Verwaltungsgerichtsbarkeit gesucht, um das. 
Gestaltungsrecht der Verwaltung gegenüber der richterlichen 
Kontrolle zu gewährleisten. Um diesem Grundgedanken zu 
genügen, muß auf den voraussichtlichen Willen der den Ver­
waltungsakt erlassenden Behörde abgestellt werden, ob sie 
diesen auch ohne den abzusplitternden Teil erlassen hätte7. 

Für die eine Erlaubnis einschränkenden Nebenbestirnmun-
gen wird hieraus abgeleitet, daß sie grundsätzlich die Rechts­
widrigkeit des gesamten Verwaltungsaktes bewirken, wenn 
sie fehlerhaft sind. Denn die Behörde hat durch die Ein­
schränkung deutlich zum Ausdruck gebracht, daß sie den un­
beschränkten Verwaltungsakt nicht erlassen, nicht unbe­
schränkt gewähren wollte. Das gilt vor allem für Bedingun­
gen und Befristungen, für die Auflage jedoch nicht, wenn sie 
einer gebundenen Erlaubnis beigefügt ist und die Verwaltung 
dadurch nicht in ihrer Gestaltungsfreiheit beeinträchtigt wird. 
Denn wenn die Behörde verpflichtet war, die Erlaubnis ohne 
die Auflage zu erteilen, bleibt die Erlaubnis rechtmäßig und 
nur die Auflage ist fehlerhaft8. 

4) A b w . Wolff, VerwaltungsR I, 5. Aufl. (1963), § 49 I d. 
5) Manchmal läßt das Gesetz die nachträgliche Anordnung einer Auf­

lage zu, z. B . in § 11 I GaststättenG. In diesem Fall ist die nachträgliche 
Beifügung der Auflage ein Verwaltungsakt. 

6) Forsthoff, S. 230; OVG Hamburg, VerwRspr. 12, 739. 
7) PrOVGE 61, 345; Eyermann-Fröhler, V w G O , 3. Aufl. (1962), Anh. 

§ 42 Rdnr. 14 u. § 113 Rdnr. 35; v. Mangoldt, S. 124f. - Art . 73 Entwurf 
W ü r t t V e r w R O : Wenn eine Auflage für den Erlaß eines Verwaltungs-* 
aktes derart wesentlich war, daß dieser ohne sie nicht erlassen worden 
wäre, ergreift die Unzulässigkeit der Auflage den Verwaltungsakt i m 
Ganzen. 

8) VGH Bremen, D Ö V 1956,216 u. 1958, 379 (betr. Bauerlaubnis); 
OVG Hamburg, VerwRspr. 12, 739 (betr. Schankerlaubnis). 
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F ü r den vorliegenden Fa l l w ü r d e sich hieraus - w e n n man allein 
auf die Auflage abstellt - folgendes ergeben: D i e Genehmigung 
zw Zweckentfremdung ist keine gebundene Erlaubnis, ihre Er te i ­
l u n g steht vielmehr i m Ermessen der V e r w a l t u n g 9 . W ä r e die 
Auflage, 3000 D M zu zahlen, fehlerhaft gewesen, hä t t e dies die 
Rechtsbes tändigkei t des Gesamtaktes zers tör t ; das Gericht hä t t e 
d ie Genehmigung der Zweckentfremdung insgesamt aufheben 
müssen. 

II. Die Klage wäre begründet gewesen, wenn der ange­
fochtene Verwaltungsakt rechtswidrig wäre. 

1. Rechtsgrundlage des angefochtenen Verwaltungsaktes 
ist § 21 WBewG in Verbindung mit § 8 BerlAGWBewG v. 
13. 5.1954 (GVBl. S. 290). Danach darf der Wohnraumbe­
wirtschaftung unterliegender Wohnraum anderen als Wohn­
zwecken nur mit Genehmigung des Wohnungsamtes zuge­
führt werden; die Genehmigung kann unter der Auflage er­
teilt werden, daß der Begünstigte einen Geldbetrag zugunsten 
des Wohnungsbaus zahlt. 

Die Besonderheit des vorliegenden Falles besteht darin, daß 
der Kläger einen Antrag auf die ihn in der Hauptregelung 
begünstigende, durch die Auflage aber belastende Genehmi­
gung nicht gestellt hatte, obwohl er tatsächlich einen geneh­
migungspflichtigen Tatbestand - die Zweckentfremdung der 
Zweizimmerwohnung - geschaffen hatte. § 21 WBewG sieht 
zwar einen Antrag nicht ausdrücklich vor, doch Hegt es nahe, 
eine Genehmigung allgemein als antragsbedürftig anzusehen. 
Sieht man die Zweckentfremdungsgenehmigung aber als an­
tragsbedürftigen Verwaltungsakt an, entsteht die Frage, ob 
sie mangels Antrag überhaupt rechtmäßig ergehen kann, ob 
sie auf hebbar oder gar nichtig ist. 

Das BVerwG geht davon aus, daß das Wohnungsamt ge­
genüber der vom Kläger geschaffenen Sachlage nach Ermes­
sensgrundsätzen nur die Wahl zwischen zwei Möglichkeiten 
hatte: Den zweckentfremdeten Wohnraum nach wie vor als 
Bestandteil der zuteilungsfähigen Masse des bewirtschafteten 
Wohnraums zu behandeln10 oder die Zweckentfremdung 
durch Genehmigung nachträglich zu legalisieren. Daß der 
Weg der Zweckentfremdungsgenehmigung gewählt wurde, 
enthalte keinen Rechtsfehler. Zwar werde diese Genehmi­
gung in der Regel nur auf Antrag erteilt werden, doch könne 
von der Voraussetzung eines Antrages jedenfalls dann abge­
sehen werden, „wenn die Herstellung des gesetzmäßigen Zu-
standes, ohne übergeordnete Interessen zu verletzen, nur 
durch die Erteilung der Genehmigung zu erreichen (sei), der 
das Verbot der Entfremdung Verletzende aber nicht bereit ist, 
die Genehmigung zu beantragen". Eine stillschweigende „Ge-
nelimigung" sei wegen § 26 WBewG, wonach Verfügungen 
•der Wohnungsbehörden der Schriftform bedürfen, nicht in 
Betracht gekommen. Wenn aber die Erteilung der Genehmi­
gung rechtmäßig gewesen sei, dann auch die beigefügte Auf­
lage, deren Zulässigkeit sich aus dem Gesetz ergebe. 

Bachof hat das Ergebnis des Urteils als bedenklich bezeich­
net. Eine Genehmigung könne grundsätzlich auch ohne An­
trag erteilt werden, jedoch nur, wenn der Empfänger durch 
sie nicht beschwert werde. Sei aber die Begünstigung, wie 
hier, mit einer Belastung verbunden, dürfe sie dem so nur 
scheinbar Begünstigten nicht ohne sein Emverständnis auf­
genötigt werden. 

9) BVerwG, M D R 1956, 633. 
10) Durch Bereitstellungsverfügung (§ 19 S. 1 W B e w G ) und Zuwei­

sung von Wohnungssuchenden (§ 15 W B e w G ) . 

Diese Konfrontation mit der Bachof sehen Kritik zeigt, wo­
rin die Bedeutung des Urteils für die Theorie des Verwal­
tungsaktes besteht. Das Urteil zwingt zu einem erneuten 
Überdenken der verschiedenen Mitwirkungsakte, durch die 
die Verwaltungsunterworfenen am Zustandekommen von 
Verwaltungsakten beteiligt sind. 

2. a) Otto Mayer11 faßte die Beteiligung Privater am hoheit­
lichen Verwaltungshandeln12, die sich in Antrag, Zustim­
mung, Einwilligung o. ä. äußert, unter dem Begriff des „Ver­
waltungsaktes auf Unterwerfung" zusammen. Diese Rechts­
figur hat eine staatsrechtliche und eine verwaltungsrechtliche 
Seite. Staatsrechtlich rechtfertigt sie Eingriffe auch dort, wo 
eine dem Vorbehalt des Gesetzes entsprechende Ermächtigung 
fehlt (volenti non fit iniuria). Verwaltungsrechtlich trennt sie 
deutlich das einseitige Verwaltungshandeln durch Verwal­
tungsakt vom rechtsgeschäftlichen Handeln durch öffentlich-
rechtlichen Vertrag und leistet einen Beitrag zur Lehre vom 
fehlerhaften Verwaltungsakt insofern, als das Fehlen der er­
forderlichen Mitwirkung den Verwaltungsakt wegen der 
„Selbstbezeugung der Rechtmäßigkeit" hoheitlichen Han­
delns nicht unwirksam (nichtig), sondern nur aufhebbar 
macht. Seit O. Mayer war es, neben klassifikatorischem Inter­
esse, vor allem das Problem, wie sich das Fehlen einer erfor­
derlichen Mitwirkung auf die Rechtswirkung des Verwal­
tungsaktes auswirkt, das die Beschäftigung mit dem eines An­
trages oder einer Zustimmung bedürftigen Verwaltungsakt 
beeinflußte. Von dem Bestreben geleitet, dieses Problem zu 
lösen, und mit der theoretischen Absicht, die Ergebnisse der 
Rechtsprechung zu vertiefen, die im Fehlen einer erforder­
lichen Mitwirkung grundsätzlich nicht nur einen Aufhe­
bungsgrund erblickte13, stellte Walter fellinek neben O. Mayers 

„Verwaltungsakt auf Unterwerfung" den „zweiseitigen Ver­
waltungsakt"14. Durch diesen Begriff wollte W. fellinek der 
Möglichkeit Anerkennung verschaffen, daß die Mitwirkung 
des Verwaltungsunterworfenen so bedeutsam ist15, daß ohne 
sie ein wirksamer Verwaltungsakt nicht zustande kommen 
kann; er sah hierin sogar den Regelfall. 

Der von W. fellinek gewählte Ausdruck hat sich zwar nicht 
durchsetzen können, weil er irreführend ist16, der damit ge­
meinte Grundsatz aber, daß bei einem „mitwirkungsbedürf­
tigen"17 Verwaltungsakt in der Regel die Mitwirkung so we­
sentlich ist, daß ihr Fehlen zur Nichtigkeit führt, ist weitge­
hend anerkannt18, nicht selten wird sogar in allen Fällen Nich­
tigkeit angenommen19. 

11) Dt . VerwaltungsR, 3. Aufl. (1923), I, S. 98, u. II, S.151. Dem fol­
gend: Kormann, System der rechtsgeschäftlichen Staatsakte, 1910, S. 37, 
79, 272ff. 

12) Als exemplarisch wurde die Ernennung zum Beamten, die Entlas­
sung des Beamten, die Einbürgerung und die Entlassung aus dem Staats­
verband herangezogen. 

13) Insb. PrOVG 78, 251 : Eine ohne Antrag oder Einwilligung des 
Beamten erfolgte Entlassung aus dem Staatsdienst ist rechtsunwirksam. 

14) Festgabe f. d. P r O V G , 1925, S. 84ff.; ders., VerwaltungsR, 3.Aufl. 
(1931), S. 249ff. 

15) Das Interesse an ausreichendem Rechtsschutz war nur eines von 
mehreren Argumenten Jellineks (vgl. Festgabe, S. III) . Die jetzt beste­
hende verwaltungsgerichtliche Generalklausel hat daher seiner Argumen­
tation nicht den Boden entzogen, wie Ule, D V 1949, 502f., annimmt. 

16) V g l . die Kri t ik bei Fleiner, VerwaltungsR, 8. Aufl . (1928), S. 194; 
Forsthoff, S. 196 u. Wolff § 48 IV. 

17) Dieser Ausdruck ist durch Forsthoff terminologisch geworden. 
Jellinek, VerwaltungsR, S. 252, sprach von,,mitwirkungsbedingten"Ver­
waltungsakten, ebenso Nebinger, VerwaltungsR, A T , 2. Aufl. (1949), 
S. 203 (auf S. 90 findet sich beiläufig auch der Ausdruck ,,mitwirkungs­
bedürftiger" Verwaltungsakt). 

18) Forsthoff, S. 196f.; Wolff § 48; BSGE 12, 265. 
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Der vorliegende Fall zeigt, daß die Erörterung des mitwir­
kungsbedürftigen Verwaltungsaktes bisher zu sehr unter dem 
Aspekt der Lehre vom fehlerhaften Verwaltungsakt betrach­
tet worden ist. Um eine genauere Vorstellung von den jewei­
ligen Zwecken zu gewinnen, die dem Erfordernis einer Mit­
wirkung zugrunde liegen, ist es notwendig, sich der recht he­
terogenen Rechtserfahrung zu vergewissern, die unter dem 
Begriffdes rriitwirkungsbedürftigen Verwaltungsaktes zusam­
mengefaßt ist. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Mitwir­
kungsbedürftigkeit sowohl gesetzlich explizit vorgeschrieben 
als auch implizit begrifflich begründet sein kann20. 

b) Die Ernennung zum Beamten begründet für den Er­
nannten Berechtigungen und Verpflichtungen und ist deshalb 
ein statusbegründender Verwaltungsakt. Ein Antrag oder eine 
Zustimmung des Ernannten ist weder geschriebene Ernen­
nungsvoraussetzung (§ 7 BBG), noch ist ihr Fehlen geschrie­
bener Nichtigkeitsgrund (§11 BBG) ; die Zustimmung ist in­
dessen nach allgemeiner Meinung Voraussetzung einer wirk­
samen Ernennung, ihr Fehlen dementsprechend21 Nichtig­
keitsgrund. 

Die verschiedenen Erlaubnisse, Genehmigungen etc. sind 
ausdrücklich oder begriff lieh mitwirkungsbedürftige Verwal­
tungsakte. Die Mitwirkung hat bei ihnen aber, je nach dem 
mit der Erlaubnispflicht verfolgten Verwaltungszweck, ein 
unterschiedliches rechtliches Gewicht. Als Kriterium für die­
ses Gewicht kommen zwei Gesichtspunkte in Betracht: Er­
stens ist zu erwägen, ob die einzelne Erlaubnispflicht einen 
polizeilichen oder ob sie einen sozialgestaltenden (planenden, 
lenkenden) Verwaltungszweck verwirklichen will22. Zwei­
tens ist zu berücksichtigen, daß die übliche rechtstechnische 
Ausgestaltung einer Erlaubnispflicht, das Verbot mit Erlaub­
nisvorbehalt23, zwei verschiedene Zielsetzungen haben kann24 : 
Das Verbot kann eine bloße Ordnungsfunktion haben, indem 
es eine bestimmte, an sich unbedenkliche Tätigkeit einer prä­
ventiven Kontrolle unterwirft (so bei der Schankerlaubnis); 
oder das Verbot will repressiv eine bestimmte, an sich bedenk­
liche Tätigkeit grundsätzlich ausschließen (so bei der Ausnah-
mebewilligung gem. § 42 III 1 StVO). 

Durchweg mitwirkungsbedürftig sind die Gewährungen 
der Leistungsverwaltung, beispielsweise im Lastenausgleichs-
und im Sozialversicherungsrecht25. 

Einen von den bisher genannten Fällen abweichenden Cha­
rakter haben einige Mitwirkungsakte des Steuerrechts. So ist 
die Änderung oder Rücknahme bestimmter Steuerverwal­
tungsakte nur auf „Antrag" (§ 93 RAO) oder mit „Zustim-

19) Eyermann-FrOhler, Anh . § 42 Rdnr. 6; Fleiner, S. 193, 204; Giaco-
metti, A l l g . Lehren des rechtsstaatlichen VerwaltungsR 1,1960, S.425; 
Hans Peters, Lehrb. der Verwaltung, 1949, S. 153; Drews-Wacke, A l l g . 
PolizeiR, 7. Aufl . (1961), S. 331 (für die Polizeiverfügung). A b w . Bulling, 
D Ö V 1962, 378f. 

20) Fleiner, S. 191. 
21) Nichtigkeit ist Nichteintritt der Wirksamkeit {Bettermann, D V B 1 . 

1963, 826; Wolff, § 36 III b). 
22) Eine reine Polizeierlaubnis ist die Schankerlaubnis nach dem 

GaststättenG. Die wasserrechtliche Bewilligung (§ 9 WassHaushG i . V . 
m . Landesrecht, z. B . § 110 LandeswasserG [ L W G ] N R W ) und die 
Bauerlaubnis (§§ 29fF. BBauG i . V . m. Landesrecht, z. B . Ar t . 86fF. Bay-
BauO) sind gemischte Erlaubnisse, in denen Zwecke der Gefahrenabwehr 
und der Sozialgestaltung verbunden sind. Sozialgestaltenden (wirtschafts-
lenkenden) Charakter hat die Wareneinfuhrgenehmigung gem. §§ 10, 
12 A W G . 

23) Mayer, I, S. 239fF.; Krüger, D Ö V 1958, 673ff. 
24) Friauf, JuS 1962, 422; E. R. Huber, WirtschaftsVerwaltungsR I, 

1953, S. 698. 
25) BVerwGE 9, 129; BSGE 12, 265. 

mung" (§ 94 I Nr. 2 RAO) des Betroffenen erlaubt. An die 
Stelle einer genauen Ermittlung der Besteuerungsgrundlagen 
darf in gewissen Fällen die Pauschversteuerung treten, wenn 
ein „Antrag" (§32 ErbschStG) oder eine „Zustirnmung" 
(§ 281 KapVerkStG) des Steuerpflichtigen vorliegt. Der Man­
gel der Mitwirkung führt bei diesen steuerrechtlichen Ver­
waltungsakten nicht zur Nichtigkeit, sondern zur Aufheb­
barkeit26. 

Diese Ubersicht gibt die wohl wichtigsten Erscheinungs­
formen des mitwirkungsbedürftigen Verwaltungsaktes an. 

c) Für eine begriffliche Erfassung dieser Vielfalt von Mit­
wirkungsakten ist davon auszugehen, daß der einzelne Ver­
waltungsakt, sei er mitwirkungsbedürftig oder nicht, zwei 
Funktionen in sich vereinigt: Er bringt ein Verwaltungsver­
fahren zum Abschluß und er bewirkt eine Gestaltung oder 
Feststellung von Berechtigungen oder Verpflichtungen. Als 
Abschluß eines Verwaltungsverfahrens ist der Verwaltungs­
akt ein formellrechtlicher, als gestaltende oder feststellende 
Verwaltungshandlung ist er ein materiellrechtlicher Akt 2 7. 

Der nämliche dualistische Charakter findet sich auch bei 
dem Mitwirkungsakt des Regeltyps des mitwirkungsbedürf­
tigen Verwaltungsaktes, beim Antrag. Der Antrag bezweckt 
erstens die Einleitung des Verwaltungsverfahrens, sofern nicht 
eine Einleitung von Amts wegen vorgeschrieben ist; er be­
stimmt Beginn, Gegenstand und Umfang des Verwaltungs­
verfahrens28. Der Antrag ist zweitens eine materiellrechtliche 
Voraussetzung für den Erlaß des mitwirkungsbedürftigen Ver­
waltungsaktes. In den atypischen Fällen der erwähnten mit­
wirkungsbedürftigen Steuerverwaltungsakte hat der Mit­
wirkungsakt nur diese materiellrechtliche Bedeutung; denn 
die Besteuerungsverfahren werden von Amts wegen durch­
geführt. 

Für den Bereich des Leistungsverwaltungsrechts hat das 
BVerwG eine derartige Unterscheidung der formellrecht­
lichen und der materiellrechtlichen Wirkung des Mitwir­
kungsaktes ausgesprochen29. Demgegenüber ist es in der 
Literatur geläufig, das Fehlen einer erforderlichen Mitwir­
kung als Verfahrensfehler zu behandeln30, also den formell-
rechtlichen Aspekt des Mitwirkungsaktes in den Vorder­
grund zu stellen, wenn nicht sogar allein zu berücksichtigen31. 
Darin liegt insofern eine Merkwürdigkeit, als der gravierende, 
offenkundige und den Betroffenen beschwerende Mangel 
eines ohne die erforderliche Mitwirkung erlassenen Ver­
waltungsaktes nicht darin gesehen werden kann, daß die 
Verwaltung von Amts wegen statt auf Antrag tätig wurde, 
sondern vielmehr darin, daß sie eine Gestaltung oder Fest­
stellung ohne oder gegen den eine materiellrechtliche Vor-

26) RFHE 30, 18; Forsthoff, S. 197; fellinek, Festgabe, S. 106, 115; 
Kühn, Reichsabgabenordnung ( R A O ) , 7. Aufl. (1963), § 94 A n m . 3 b ; 
Tipke-Kruse, R A O , 1961, § 94 Rdnr. 13; Wolff, § 48 III a 1. 

27) Die Frage, ob der Verwaltungsakt ein formellrechtliches oder ein 
materiellrechtliches Institut ist, ist insb. i m Hinblick auf die Revisibilität 
der ungeschriebenen Grundsätze der Lehre vom Verwaltungsakt prak­
tisch geworden. Das BVerwG hat sie zunächst i . S. d. formellen Rechts 
beantwortet (DÖV 1957, 889; dagegen: Bachof, D Ö V 1958, 27fF.; wie 
BVerwG: Bettermann, W D S t R L 17, 118fF.; in der Diskussion widerspra­
chen u. a. Bachof, Ute, Menger u. Forsthoff), diese AufF. jedoch später auf­
gegeben (DVB1. 1961, 380). 

28) V g l . Burghartz, WassHaushG und WasserG für das Land N R W , 
1962, § 110 L W G A n m . 1, für das wasserrechtliche Bewilligungsverfahren. 

29) BVerwGE 9, 219 = N J W 1960, 213. 
30) Eyermann-Fröhler, Anh . §42 Rdnr. 6; Giacometti, S. 425 ; Jellinek, 

VerwaltungsR, S. 271; Ule, D V 1949, 502f. 
31) A b w . sieht Fliegauf, D V B 1 . 1961, 270ff., das wesentliche Merkmal 

in der materiellrechtlichen Einwilligung. 
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aussetzung darstellenden Willen des Betroffenen vorgenom­
men hat. 

3. Aus diesen allgemeinen Überlegungen zur Rechtsfigur 
des mitwirkungsbedürftigen Verwaltungsaktes ergibt sich 
für den vorliegenden Fall: die Beantwortung der wesent­
lichen Fragen, ob die Zweckentfremdungsgenehmigung 
gemäß § 21 WBewG überhaupt ein mitr^virkungsbedürftiger 
Verwaltungsakt ist und, wenn das zu bejahen wäre, welche 
Bedeutung der Mitwirkung zukommt, hängt davon ab, 
welcher Verwaltungszweck mit ihr verfolgt wird und durch 
was für eine rechtliche Technik dessen Verwirklichung sicher­
gestellt ist. 

a) Auf dem Wolinraummarkt ist als Folge des Mangels 
von Wohnraum ein Mißverhältnis von Angebot und Nach­
frage entstanden; die Wohnraumbewirtschaftung ist ein 
System wirtschaftslenkender Interventionen mit der sozial­
politischen Absicht, die Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnraum sicherzustellen32. Im Rahmen dieser Zielsetzung 
dient die Genehmigungspflicht für Zweckentfremdung von 
Wohnraum33 der Erhaltung des für die Benutzung zum 
Wohnen bestimmten Raumbestandes, der durch eine Zweck­
entfremdung vermindert würde 3 4. In dieser Genehmigungs­
pflicht tritt somit die Verwaltung nicht in polizeilicher, son­
dern in sozialgestaltender (lenkender) Funktion in Erschei­
nung. 

Nach der gesetzlichen Regelung ist die Zweckentfremdung 
verboten, weil sie eine dem Grundgedanken der Wohnraum­
bewirtschaftung zuwiderlaufende, unerwünschte Maßnahme 
ist; nach dem Ermessen der Wohnungsbehörde kann dieses 
grundsätzliche Verbot im Einzelfall durch Ausnahmebe­
willigung durchbrochen werden, wenn dies im öffentlichen 
Interesse liegt oder die Aufrechterhaltung des Verbots eine 
unzumutbare Härte bedeuten würde (repressives Verbot 
mit Erlaubnisvorbehalt)35. Durch die Genehmigung für 
Zweckentfremdung wird zum Ausdruck gebracht, daß die 
künftige Benutzung des fraglichen Wohnraums zu anderen 
als Wohnzwecken unter dem Blickwinkel der Wohnraum­
bewirtschaftung unbedenklich ist36. 

b) In § 21 WBewG ist ausdrücklich ein Antrag oder eine 
andere Art der Mitwirkung des Genehmigungsempfängers 
nicht vorgesehen. Daraus allein kann sich nichts ergeben, da 
in zahlreichen Fällen eindeutig mitwirkungsbedürftiger Ge­
nehmigungen eine ausdrückliche Regelung der Mitwirkung 
ebenfalls fehlt. Die allen Genehmigungen, Erlaubnissen etc. 
eigentümliche Befriedigung eines privaten Interesses schließt 
ihre Mitwirkungsbedürftigkeit ein. Daß die Genehmigungen 
begünstigenden Charakter haben, bedeutet nicht, daß das 
Mitwirkungserfordernis vernachlässigt werden könnte, d. h. 
daß das Fehlen einer erforderlichen Mitwirkung für den 
rechtlichen Bestand der Genehmigung ohne Folgen sein 

32) Bettermann-Haarmann, Das öffentliche WohnungsR, 1949, S. 77; 
Roquette, W B e w G , 1953, § 1 A n m . 1 u. § 6 Anm. 2. 

33) Dieses Instrument der Wohnraumbewirtschaftung geht auf die A n ­
fänge der Wohnungszwangswirtschaft zurück; vgl . § 2 1 Ht. b W o h -
nungsmangelVO v. 23. 9. 1918 ( R G B l . S. 1143) u. § 2 II Wohnungsman-
gelG v. 26. 7.1923 ( R G B l . I S. 754). 

34) Amt l . Begr. zu § 21 (nach Hans, W B e w G , 2. Aufl. [1958], § 21); 
Bettermann, Das WohnungsR als selbständiges Rechtsgebiet, 1949, S. 23; 
Roquette, Vorbem. §21 Anm. 2; OVG Lüneburg, Z M R 1955, 215. 

35) Amt l . Begr., aaO.; Fellner-Fischer, W B e w G , 3. Aufl. (1956), § 2 1 
Rdnr. 8; Roquette, § 21 Anm. 1 ; BVerwG, M D R 1956, 633. 

36) Hans, § 21 Anm. 4; OVG Hamburg, Z M R 1955, 376. 

dürfte. Denn es ist der Verwaltung nicht nur verboten, 
Berechtigungen demjenigen aufzudrängen, der sie nicht 
wünscht, sondern es sind auch Genehmigungen mit Be­
lastungen verbunden: den Kosten der Amtshandlung, be­
lastenden Nebenbestimmungen und möglicherweise indi­
rekten Rechtsnachteilen37. 

Es muß deshalb angenommen werden, daß auch die Ge­
nehmigung für Zweckentfremdung ein mitwirkungsbedürf­
tiger Verwaltungsakt ist. Die Entscheidung des Falles hängt 
daher davon ab, in welcher Weise implizit eine Mitwirkung 
des Genehmigungsempfängers vorausgesetzt ist. 

Das der Erteilung einer Zweckentfremdungsgenehmigung 
vorangehende Verwaltungsverfahren wird in der Regel nicht 
von Amts wegen, sondern auf Antrag eröffnet. Doch ist dies 
nicht eine in jedem Fall unumgänghche Voraussetzung. 
Nicht in Betracht kommen kann das Erfordernis eines (for­
mellen) Antrages für die Einleitung des mit der Zweckent­
fremdungsgenehmigung abschließenden Verwaltungsver­
fahrens, wenn der genehmigungspflichtige Tatbestand be­
reits geschaffen worden ist. Bei dieser Sachlage entfällt ein 
formellrechtlicher Mitwirkungsakt deswegen, weil es sich 
hier um ein von Amts wegen durchzuführendes Verfahren 
handelt. Das ergibt sich daraus, daß § 6 Ht. c WBewG den 
Wohnungsbehörden Maßnahmen zur Verhinderung der 
Zweckentfremdung von Wohnraum zur Aufgabe macht. Es 
ergibt sich aber auch daraus, daß diese Genehmigungspflicht 
repressiven Charakter hat. Die genehmigungspflichtige 
Handlungsweise ist, anders als bei einem präventiven Verbot 
mit Erlaubnisvorbehalt, an sich unerwünscht, so daß die 
Schaffung des genehmigungspflichtigen Tatbestandes, weil 
eine prinzipiell sozialschädliche Handlung darstellend, ein 
Tätigwerden der Verwaltung von Amts wegen gebietet. 

Beim nur präventiven Verbot mit Erlaubnisvorbehalt ist 
selbst dann, wenn der erlaubnispflichtige Tatbestand bereits 
geschaffen wurde, die Rechtslage in einer charakteristischen 
Nuance unterschiedlich, wie das Beispiel der Baugenehmi­
gung zeigt. Hier ist ein Beseitigungsverfahren möglich, das 
von Amts wegen durchzuführen ist, aber materielle Bau­
rechtswidrigkeit voraussetzt. Um die Frage der materiellen 
Baurechtswidrigkeit zu prüfen, muß ein Bauaufsichtsverfah­
ren stattfinden, das antragsbedingt ist. Dieser Bauantrag kann, 
nach bayer. Baurecht, im Wege des Verwaltungszwanges er­
zwungen werden (Art. 100 S. 3 BayBauO)38. Dieser Weg ist 
für die repressive Zweckentfremdungsgenehmigung nicht 
erforderlich, wie auch das BVerwG im vorliegenden Fall dar­
gelegt hat39. 

Da das zur Zweckentfremdungsgenehmigung führende 
Verfahren im vorhegenden Fall einer formellrechtlichen Mit­
wirkung nicht bedurfte, kann die erforderliche Mitwirkung 
nur als materiellrechtliche in Betracht kommen. Dieser 

37) So zieht z. B . eine Schankerlaubnis u. U . die Heranziehung zur 
Schankerlaubnissteuer nach sich. Das PrOVG hat deshalb eine ohne A n ­
trag und Einverständnis erteilte Schankerlaubnis für fehlerhaft erklärt 
{PrOVG 67, 64). 

38) V g l . Mang-Simon, BayBauO, Art . 86 Rdnr. 1. 
39) Offen gelassen wurde die Frage, unter welchen Voraussetzungen 

ein Antrag überhaupt erzwungen werden kann. Bachof, S. 250, hat diese 
Möglichkeit generell verneint, da ein erzwungener Antrag eine contra-
dictio in adiecto sei. Dies kann jedoch nur gelten, soweit der Antrag 
nicht nur Verfahrensvoraussetzung ist, sondern auch eine materiellrecht­
liche Zustimmung impliziert. Verfahrensrechtlich ist der Antrag, der 
i . d. R. mit für das Verfahren notwendigen Erklärungen und Angaben 
verbunden ist, eine Grundlage des Verfahrens und als solche für dessen 
ordnungsmäßige Durchführung häufig nicht zu entbehren. 
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materiellrechtliche Mitrwirkungsakt muß in der Schaffung 
eines genehmigungspflichtigen Tatbestandes gesehen wer­
den. Daß ein bestimmtes Verhalten genügt und es nicht auf 
eine der Erteilung der Genelimigung zustimmende öffent-
Hchrechthche Willenserklärung ankommt, muß aus der 
Funktion dieser Genehmigungspflicht im System der Wohn­
raumbewirtschaftung abgeleitet werden. Die tatsächliche 
Zweckentfremdung von Wohnraum beeinträchtigt die der 
Verwaltung obliegende Lenkungsaufgabe ; sie ist daher, ohne 
daß die aktuelle oder zu fingierende40 Willensrichtung des 
Betroffenen von Bedeutung wäre, die für die Genehmigung 
hinreichende materiellrechtHche Voraussetzung. Hierin zeigt 
sich die unterschiedUche Rolle des Mitwirkungsaktes bei 
einer wirtschaftslenkenden Genehmigungspflicht im Gegen­
satz zu polizeilichen Erlaubnispflichten. Bei diesen nämlich 
ist die betroffene Tätigkeit als solche für die Verwaltung ohne 
Interesse; worauf allein zu sehen ist, ist die von ihr ausgehende 
Gefahr. Bei der Polizeierlaubnis kann daher auf eine aus­
drückliche oder konkludente Zustimmung des Empfängers 
nicht verzichtet werden41. 

Das BVerwG hat noch die Frage aufgeworfen, ob das Woh­
nungsamt eine Legalisierung der Zweckentfremdung hätte 
durch stillschweigende Duldung bewirken können, diese 
Frage aber verneint, weil § 26 WBewG für Verfügungen des 
Wohnungsamtes Schriftform vorschreibt42. Das steht im 
Einklang mit den Grundsätzen des allgemeinen Verwal­
tungsrechts über die Rechtmäßigkeit stillschweigender 
Verwaltungsakte; denn danach schließt eine vorgeschrie­
bene Schriftform konkludentes Verwaltungshandeln aus43, 
es sei denn, die Formvorschrift hat bloßen Ordnungs­
charakter44. 

4. Es ergibt sich somit für den vorliegenden Fall: Bedenken 
gegen die Rechtsbeständigkeit der Zweckentfremdungs­
genehmigung können, obwohl sie ein mitwirkungsbedürfti­
ger Verwaltungsakt ist, nicht daraus hergeleitet werden, daß 
sie ohne formellrechtlichen Antrag und ohne ausdrückliche 
materiellrechdiche Zustimmung erlassen wurde; denn eines 
verfahrenseinleitenden Antrages bedurfte es nicht, und 
materiellrechtlich genügte als Mitwirkungsakt die Schaffung 

40) Bachof S. 251, erwägt die Möglichkeit, einen „stillschweigenden 
Antrag" anzunehmen. Eine derartige Annahme ist nach dem Gesagten 
deswegen nicht notwendig, wei l sie der sozialgestaltenden Funktion 
der Genehmigungspflicht nicht entspricht. W i e aus dem in der amtlichen 
Sammlung nicht abgedruckten Te i l der Gründe des vorliegenden U r -
teüs hervorgeht, hatte die Vorinstanz (OVG Berlin) ebenso wie hier 
argumentiert, nämlich den T o n nicht auf den Wil len , sondern auf 
das Verhalten des Genehmigungsempfängers gelegt: Die Genehmigung 
habe auch gegen den ausdrücklich erklärten Wi l l en des Begünstigten 
erteüt werden dürfen, da für dessen erforderliche Mitwirkung die tatsäch­
liche und dauernde zweckfremde Nutzung von Wohnraum ausreiche. In 
der Revisionsentscheidung des BVerwG ist demgegenüber der mehr prag­
matische Gedanke als ausschlaggebend verwendet, daß von einem Antrag 
abgesehen werden konnte, wei l nur durch die Genehmigung eine Legali­
sierung der Zweckentfremdung möglich war. 

Es wäre noch hinzuzufügen, daß bei der gegebenen Sachlage das V o r ­
gehen des Wohnungsamtes auch keinen Verstoß gegen den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit der Mit te l erkennen läßt. 

41) V g l . Forsthoff, S. 274. 
42) Ebenso Fellner-Fischer, § 26 Rdnr. 1. - Bachof S. 284f., hat diese 

Begründung unter Hinweis darauf kritisiert, daß die Schriftform nur für 
solche Verwaltungsakte gedacht sei, die einen rechtmäßigen Zustand regeln 
sollen. § 26 W B e w G läßt ein derartiges restriktives Verständnis jedoch 
weder i m Wortlaut noch i m zugrunde liegenden Zweck zu. 

43) Schulke, N J W 1960, 16fF. 
44) Die Formvorschrift des § 26 W B e w G soll einerseits die Klarheit der 

Rechtsverhältnisse i m Wohnraumbewirtschaftungsrecht fördern, ande­
rerseits die Wohnungsbehörden zu wohlüberlegten Maßnahmen zwingen 
(Amt l . Begr. zu § 26; Fellner-Fischer, § 26 Rdnr. 1; Hans, § 26). 

des genehmigungspflichtigen Tatbestandes. Daraus folgt 
weiter, daß ein fehlender Antrag oder eine fehlende Zustim­
mung auch für die Frage der Rechtmäßigkeit der beigefügten 
Auflage ohne Bedeutung ist45. 

Die Zulässigkeit der Auflage ergibt sich aus § 21 S. 2 
WBewG i. V. m. § 8 BerlAGWBewG46. Worin bundes­
rechtlich eine derartige Auflage bestehen darf, ist aus dem 
Zweck der Genehmigungspflicht - den zur Verfügung ste­
henden Wohnraum zu erhalten - zu erschließen. Dement­
sprechend soll durch die Auflage die mit der Zweckent­
fremdung entstandene Einbuße an bewirtschaftetem Wohn­
raum wieder ausgeglichen und wettgemacht werden47. Als 
ihr Inhalt kommt daher neben der Stellung von Ersatzwohn­
raum die Zahlung von Geldbeträgen zur Schaffung von Er­
satzwohnraum in Betracht48. Die Zulässigkeit einer solchen, 
zu einer zweckgebundenen Zahlung verpflichtenden Auf­
lage war bereits für die früheren Regelungen der Zweck­
entfremdungsgenehmigung anerkannt49 und sie ist auch für 
das WBewG allgemein bejaht worden50. 

Eine ähnl iche Erscheinung wie die E r t e ü u n g einer Zweckent­
fremdungsgenehmigung unter der Auflage, einen Z u s c h u ß z u m 
Wohnungsbau zu zahlen, ist die Bevorzugung bei der Z u t e ü u n g 
v o n W o h n r a u m gegen Leistung eines wesentlichen Finanzierungs­
beitrages gem. §§ 97 III, 98 2. WohnungsbauG („Fre ikauf") . D i e 
Rechtsprechung hat jedoch eine derartige Begüns t i gung i m R a h ­
men der Wohnungszwangswirtschaft gegen Geldzahlung ohne 
eine besondere gesetzliche Zulassung stets abgelehnt 5 1. Das stimmt 
mi t der allgemeinen Bemerkung Herbert Krügers52 übere in , d a ß die 
Auflage kein taugliches Instrument zur Erzielung v o n Einnahmen 
für öffentliche Kassen ist, weÜ dies auf einen „Verkauf" v o n H o ­
heitsakten hinausliefe. 

45) Gegen Bachof, S. 251, nach dessen AufF. eine „Begünstigung", wenn 
sie derart mit einer Belastung verbunden ist, dem „Begünstigten" nicht 
ohne Antrag oder Einverständnis aufgenötigt werden darf. 

46) § 21 S. 2 W B e w G sieht nur vor, daß die Genehmigung unter Auf­
lagen erteilt werden darf, ohne ausdrücklich von der Verpflichtung zu 
einer Geldleistung als möglicher Auflage zu sprechen. Diese Möglichkeit 
ist die bundesrechtliche Regelung verdeutlichend, in § 8 B e r l A G W B e w G 
vorgesehen. Diese Vorschrift lautet in ihrem Abs. 1 : „Die Genehmigung 
zur Zweckentfremdung von Wohnraum (§ 21 W B e w G ) ist in der Regel 
mit der Auflage zu verbinden, daß ein Ablösungsbetrag an Berlin gezahlt 
wird" , und in ihrem Abs. 6: „Die aufkommenden Ablösungsbeträge sind 
als zweckgebundene Mittel vom Senator für Bau- und Wohnungswesen 
zu verwalten und dürfen nur verwendet werden, um neuen Wohnraum zu 
gewinnen". 

Dafür, daß § 8 B e r l A G W B e w G mit dem Bundesrecht in Einklang 
_steht, verweist der Senat auf drei unveröffentlichte Beschlüsse des 5. Se-
'nats; von diesen enthält nur der Beschl. v. 14.1. 1958 - B V e r w G V C B 
201.57 - nähere Darlegungen. 

Die Zulässigkeit der landesrechtlichen Ausführungsbestimmung ergibt 
sich aus folgendem: Die i m W B e w G geregelte Materie gehört zur kon­
kurrierenden Gesetzgebung des Bundes (Art. 74 N r . 18 GG) . W e i l die 
bundesrechtliche Ausgestaltung der Zweckentfremdungsgenehmigung 
zwar abschließend, aber hinsichtlich der möglichen Auflagen nicht v o l l ­
ständig, also nicht ausschließlich, ist, blieb hier Raum für landesrechtliche 
Ausführungsgesetze (Art. 72 I G G : „ . . . , solange und soweit..."). 

Der 5. Senat hat i m Beschl. v. 14.1.1958 nicht auf die Abgrenzung der 
Gesetzgebungszuständigkeiten Bezug genommen, sondern in angreif­
barer Allgemeinheit nur darauf abgestellt, daß der Landesgesetzgeber die 
Voraussetzungen der Erteilung einer Zweckentfremdungsgenehmigung 
näher hätte umschreiben dürfen, da es sich dabei um eine Ermessensent­
scheidung handle; dies stünde mit rechtsstaatlichen Erfordernissen i m E i n ­
klang. 

47) BVerwG, Beschl. v. 14.1.1958. 
48) A m t l . Begr. zu § 21 W B e w G . 
49) RGZ 118, 109. 
50) Fellner-Fischer, § 21 Rdnr. 9; Pergande, Gesetz über die Aufhebung 

der Wohnungszwangswirtschaft, 1961, Vorbem. § 21 W B e w G A n m . 3; 
Roquette, § 21 Anm. 5 b^ OVG Lüneburg, Z M R 1957, 321 u. 383. 

51) RGZ 118,109; 127, 276; 135, 64; BVerwGE 5, 128 = N J W 1957, 
1610 (unter Aufhebung von OVG Lüneburg, N J W 1957, 76; vg l . die 
Kri t ik Bachof s, S. 105 f., an der AufF. des BVerwG); Bettermann-Haarmann* 
S. 108f, 148g. 

52) A a O . S. 520. 
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pflicht der Referendare 420 
Deutsch-Arabische Handelskammer i n der Vereinigten Arabischen 

Republik als Wahlstat ion für Referendare 461 
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11. 3 .1964 1 B v L 4/63 247 N r . 3 
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B G H Z 36, 30 = N J W 
1961, 2251 = J Z 1962, 
280 = M D R 1962, 46 
(Berg) 
BGHZ 39, 198 = 
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5. 7.1963 V Z B 7/63 38 N r . 6 
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6. 11.1963 I b Z R 41/62 u . 162 N r . 4 
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N J W 1964, 349 = 
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1964, 772 
N J W 1964, 1124 = 

J Z 1964, 425 
B G H Z 41, 71 = 
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2. 4.1964 K Z R 10/62 456 N r . 2 

6. 4 .1964 II Z R 75/62 410 N r . 5 

15. 4.1964 I b Z R 201/62 411 N r . 6 

15. 4.1964 I V Z R 165/63 458 N r . 6 

16. 4.1964 III Z R 83/63 456 N r . 3 

29. 4.1964 I V Z R 93/63 501 N r . 4 
20. 5.1964 VI I I Z R 235/63 457 N r . 4 

25. 5.1964 II Z R 42/62 502 N r . 6 

1. 6.1964 VI I I Z R 16/63 458 N r . 7 

b) Strafsachen 
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25. 9.1957 4 S t R 354/57 14 

16. 1.1963 2 S tR 591/62 233 

25. 7.1963 3 S tR 64/62 75 N r . 5 

14. 8.1963 2 S t R 181/63 250 N r . 9 

6. 9.1963 4 S tR 325/63 123 N r . 8 
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29.10.1963 5 S tR 286/63 165 N r . 9 
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18. 2.1964 1 S t R 572/63 329 N r . 6 
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21. 4.1964 1 S tR 72/64 412 N r . 8 

5. 5.1964 1 S tR 26/64 370 N r . 5 
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9. 6.1964 1 S t R 105/64 503 N r . 8 
3. 7.1964 2 S tR 208/64 503 N r . 9 
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15. 6.1960 V I I I C 20/60 103 

B G H Z 4 1 , 2 0 9 = N J W 
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1964, 1472 = D V B 1 . 
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N J W 1964, 1363 = 
M D R 1964, 587 
J Z 1964, 420 
B G H Z 41,271 = N J W 
1964,1617 = M D R = 
1964, 575 
B G H Z 41*282 = N J W 
1964, 1367 = W P M 
1964, 610 = M D R 
1964, 578 
B G H Z 4 1 , 3 1 0 = N J W 
1964, 1524 
B G H Z 4 1 , 3 0 3 = N J W 
1964, 1855 = F a m R Z 
1964, 426 = M D R 
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N J W 1964, 1670 = 
M D R 1964, 658 = 
F a m R Z 1964, 357 = 
D V B 1 . 1 9 6 4 , 813 
N J W 1964, 2013 
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J Z 1964, 557 = M D R 
1964, 751 = W P M 
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B G H Z 41,367 = N J W 
1964, 1624 = W P M 
1964, 767 = J Z 1964, 
558 = M D R 1964, 739 
N J W 
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B G H S t 7 ,363 = N J W 
1955, 1688 (Roxin) 
B G H S t 11, 1 = N J W 
1958, 149 = J Z 1958, 
280 (Spendel) 
B G H S t 18, 221 = 
N J W 1963,1068 (Grib-
bohm) 
B G H S t 19, 51 = N J W 
1963,2132 
B G H S t 19, 135 = 
M D R 1964, 335 
B G H S t 19, 98 = N J W 
1963, 2282 = M D R 
1964,66 
B G H S t 19, 141 = 
N J W 1964, 308 
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N J W 1964, 60 = J Z 
1964,187 
B G H S t 19, 152 = 
N J W 1964, 412 
B G H S t 19, 167 = 
N J W 1964, 731 = J Z 
1964, 327 
B G H S t 19, 235 = 
N J W 1964, 1148 = 
M D R 1964, 518 
B G H S t 19, 273 = 
N J W 1964,1234 
B G H S t 19, 286 = 
N J W 1964,1283 
B G H S t 19, 295 = 
N J W 1964, 1330 
N J W 1964, 1809 
N J W 1964, 1578 
N J W 1964, 1969 

B V e r w G E 11, 18 = 
Z M R 1961, 58 (Ban­
dura) 
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20. 1.1961 V I I C 202/59 181 

26. 1.1962 V I I C 68/59 437 

14. 2.1963 I C 98/62 269 

28. 5.1963 I C 247/58 75 N r . 6 

2. 9.1963 I C 142/59 205 N r . 1 

18.10.1963 V I I C 45/62 370 N r . 7 

29.10.1963 I C 43/62 209 N r . 10 
20.12.1963 V I I C 103/62 245 N r . 1 

20.12.1963 V I I C 30/63 250 N r . 10 

17. 1.1964 V I I C 50/62 287 N r . 1 

31. 1.1964 V I I C 65/62 504 N r . 11 

6. 5.1964 VI I I C 396/63 499 N r . 1 
18. 6.1964 V I C 30/62 504 N r . 10 

Bundesarbeitsgericht 

5.12.1957 1 A Z R 594/56 141 

30. 1. 1963 2 A Z R 143/62 97 

12. 3.1963 3 A Z R 60/62 291 N r . 10 

12. 3.1963 3 A Z R 266/62 39 N r . 9 
21. 5.1963 3 A Z R 138/62 291 N r . 10 

30. 5. 1963 5 A Z R 282/62 251 N r . 11 

4. 6.1963 5 A Z R 16/63 205 N r . 2 
2. 8.1963 1 A Z R 9/63 73 N r . 1 

3 .10.1963 5 A Z R 456/62 167 N r . 13 
20.12.1963 1 A Z R 428 291 N r . 9 

20.12.1963 1 A Z R 429/62 291 N r . 9 
7. 2.1964 1 A Z R 251/63 331 N r . 9 

8. 2.1964 5 A Z R 371/73 371 N r . 8 
4. 6.1964 2 A Z R 310/63 500 N r . 3 
4. 6.1964 2 A Z R 346/63 505 N r . 12 

Bundessozialgericht 

27. 6.1963 G S 5/61 329 N r . 5 

17. 3.1964 3 R K 107/59 420 

B V e r w G E 12, 16 = 
N J W 1961, 1785 = 
D Ö V 1 9 6 1 , 426 (Klein) 
B V e r w G E 13, 317 = 
G e w A r c h . 1962, 95 = 
B a y V B l . 1962, 183 = 
B B 1962, 314 = M D R 
1962, 601 (Honig) 
B V e r w G E 15, 282 = 
N J W 1963, 875 = 
D V B 1 . 1963, 673 = 
G e w A r c h . 1963, 127 
(Ey ermann) 
B V e r w G E 16, 116 = 
N J W 1963,2088; 1964, 
120 = M D R 1963, 950 
= D V B 1 . 1963, 815 
B V e r w G E 16, 289 = 
N J W 1964, 314 = 
M D R 1964, 172 
J Z 1964, 300 
N J W 1964, 463 = 
D Ö V 1964, 92 
N J W 1964, 607 = 
D V B 1 . 1 9 6 4 , 201 
N J W 1964, 608 = 
D V B 1 . 1964, 203 
B V e r w G E 18, 14 = 
D Ö V 1964, 312 
B V e r w G E 18, 40 = 
D V B 1 . 1964, 635 = 
M D R 1964, 623 
N J W 1964, 2030 
D Ö V 1964, 630 

B A G E 5, 159 = N J W 
1958, 516 = A P § 123 
B G B N r . 2 = B B 1 9 5 8 , 
232 (Farthmann) 
N J W 1963, 1267 = 
JuS 1963, 370 N r . 11 
( Grunsky) 
A P § 242 B G B - Ge ­
schäftsgrundlage N r . 5 
N J W 1963, 1996 
A P § 242 B G B - Ge­
schäftsgrundlage N r . 6 
A P § 615 B G B - B e ­
triebsrisiko N r . 15 = 
B B 1963, 731, 977 = 
Betr . 1963, 836 
A P § 127 B G B N r . 1 
N J W 1963, 2289 = 
M D R 1963, 1045 
N J W 1964, 173 
N J W 1964, 883 = 
M D R 1964, 448 
N J W 1964, 887 
N J W 1964, 1197 = 
M D R 1964, 537 
N J W 1964, 2141 
N J W 1964, 1918 
N J W 1964, 1739 = 
M D R 1964, 790 

B S G E 20, 1 = N J W 
1964,1093 
B S G E 20, 244 = N J W 
1964,1388 

Gerichtshof der E u r o p ä i s c h e n Gemeinschaften 
6. 4.1962 Rechtssache 13/61 20 

Oberlandes- und Landgerichte 
a) Zivilsachen 
B a y O b L G 
13. 8.1963 W B e s c h w R e g . 121 N r . 3 

2/63 
23. 7. 1964 B R e g . 1 Z 66/64 500 N r . 2 

E u G H E 8, 99 = I ) e t r . 
1962, 534 = B B 1962, 
467 (Jecht) 

B a y O b L G Z 1963, 227 
= N J W 1963, 2372 
N J W 1964, 2017 = 
F a m R Z 1964, 514 

O L G Bremen 
16. 5.1963 2 U 29, 30/63 
O L G Celle 
18. 1.1963 8 U 147/62 
9. 9.1963 3 W 79/63 

O L G Düsseldorf 
26.11.1963 8 W 211/63 
O L G H a m m 
5. 2.1964 15 W 516/63 
3. 3.1964 4 U 119/63 

Kammergericht 
19. 3.1964 1 W 573/64 
O L G K ö l n 
31.12.1963 4 U 192/63 
O L G Stuttgart 
12. 9.1963 2 W 55/63 

8.11.1963 8 W 160/63 

h) Strafsachen 
B a y O b L G 
30.10.1963 R R e g . 1 

St 451/63 
O L G Bremen 
12.12.1963 W s 247/63 
O L G Frankfurt 
29.11.1963 3 Ss 922/63 
L G Frankfurt 
17.12.1962 5/7 Qs 298/62 

O L G H a m m 
13. 2. 1964 2 Ss 1635/63 
26. 3. 1964 2 Ss 10/64 
O L G Hamburg 
29. 10.1963 2 Ss 110/63 
O L G K ö l n 
12. 2.1963 Ss 335/62 
23. 7.1963 Ss 135/63 
O L G Stuttgart 
22 .11 . 1963 1 Ss 753/63 

164 N r . 8 N J W 1964, 259 

74 N r . 4 
123 N r . 7 

M D R 1963, 932 
N J W 1964,163 

289 N r . 7 N J W 1964, 822 

289 N r . 6 
501 N r . 5 

410 N r . 4 

457 N r . 5 

163 N r . 6 
161 N r . 1 

F a m R Z 1964, 212 
F a m R Z 1964, 438 

N J W 1964,1479 
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Anfechtung des Arbeitsvertrages 141 ff. A 
v o n Dauerrechtsverhäl tn issen 142 f. A 

von Wi l l ense rk l ä rungen 169 f. A , 173 A 
und Vollstreckungsabwehrklage 459 R 

A n f e c h t u n g s e r k l ä r u n g i m P r o z e ß 275 M 
Anfechtungsklage gegen Schulkonferenz­

beschluß 166 R 
Angeklagter, Unterr ichtung des - n ü b e r 

V e r ä n d e r u n g tatsächlicher Gesichts­
punkte 165 R 

A n g e s t e l l t e n v e r s i c h e r u n g s p â i c h t der 
Referendare 420 J 

Ankaufsrecht, Begriff, gu tg läub ige r E r ­
werb und Vererblichkeit eines -s 244 f. 
M 

Anklageschrift, Inhalt der - 325 (F 43) M 
Annahmeverzug 118 f. M , 407 M 
AnschafFungswertprinzip 133 ff. A 
Anscheinsbeweis 149 M 
Anspruchsgrundlage, Behandlung s ä m t ­

licher - i n klageabweisendem U r t e Ü 
108 f. M 

Reihenfolge der P r ü f u n g verschiedener -
201 M 

Anspruchskonkurrenz, Aufbau des G u t ­
achtens bei - 1 9 1 M 

Beweislast bei - 190 f. M 
Ver jäh rung bei - 247 R 
zwischen Vertrags- und Deliktshaftung 

247 R 
Anstaltsunterbringung, i r r tüml iche E i n ­

wi l l i gung i n - 287 R 
Zulässigkeit der - Minder jähr ige r 121 R 

Anstiftung s. on in imodo facturus 
Antezipiertes G e s t ä n d n i s 356 f. M 
Antrag, Einlei tung des Verwaltungsver­

fahrens durch - 105 A 
Notwendigke i t des -s für mi twi rkungs­

bedür f t igen V A 105 A 
stillschweigender - 107 A 

Antragsberechtigung für Eintragung e i ­
ner R a n g ä n d e r u n g 410 R 

Antragsteller, Bescheidung des -s ü b e r 
Absch luß des Ermittlungsverfahrens 
324 (F 35) M 

Anweisung, K o n d i k t i o n bei - 1 3 7 f. A 
Anzeigepflicht nach § 14 G e w O für S a m ­

melbesteller 38 R 
Arbeitgeber, Recht zur Aussperrung 43 f. 

A , 291 R 
s. auch Betriebsrisiko 
s. auch Fürsorgepfl icht 

Arbeitnehmer, Haftung für Personalan­
gaben bei Absch luß des Arbeitsvertra­
ges 331 R 

V e r d a c h t s k ü n d i g u n g 500 R 
Arbeitskampf s. Aussperrung 
A r b e i t s v e r h ä l t n i s , Beendigung ohne K ü n ­

digung 291 R 
Einghederungstheorie 114 A 
faktisches - 1 6 7 R 
Rechtsnatur und Wesen 143 f. A , 251 R 

Arbeitsvertrag, Anfechtung 141 ff. A 
beiderseitige U n m ö g l i c h k e i t 291 R 
Nich t igke i t v o n Einzelabreden 167 R 

Architektenvertrag, Bauaufsicht 348 A 
Bauoberle i tung 348 A 
Bauplanung 348 A 
Eins t andspä i ch t aus - 349 f. A 
K ü n d i g u n g 351 f. A 
Rechtsnatur 346 ff. A 

arglistige T ä u s c h u n g 172 A 
Schuldfäh igke i t des T ä u s c h e n d e n 501 R 

Arrestverfahren, Rech t shäng igke i t des -s 
164 R 

Assessorarbeit, Gutachten und U r t e ü i m 
Z i v ü r e c h t 22 ff. M , 108 ff. M , 147 ff. 
M , 190 ff. M , 238 ff. M , 272 ff. M , 
356 ff. M , 441 ff. M 

öffen thchrecht l iche - 62 ff. M , 112 ff. M , 
275 ff. M , 314 ff. M , 444 M , 446 ff. M , 
483 ff. M 

Strafrechtsklausur 320 ff. M 
Zivilrechtsklausur 195 ff. M , 242 ff. M , 

494 ff. M . 
Z i v ü p r o z e ß r e c h t s k l a u s u r 397 ff. M 

Assessorexamen, Ergebnisse 1963 212 J 
Assoziierungsabkommen der E u r o p . 

Gemeinschaften 306 A 
Auffangtatbestand, Unterschlagung als -

39 R 
Vol l t runkenhei t als - 362 M 

A u f hebungs ver trag s. F o r m z w a n g 
A u f k l ä r u n g s p f l i c h t des Arbeitnehmers 

bei Einstellungs Verhandlungen 146 f. A , 
331 R 

Auflage, se lbs tändige Anfechtbarkeit der -
103 A 

s. auch Verwaltungsakt 
A u f n a h m e p r ü f u n g , Anfechtbarkeit der -

i n Privatschule 370 f. R 
A u f Opferungsanspruch, b ü r g e r l i c h r e c h t ­

l icher - 328 R 
Aufrechnung mi t einer einredebehafteten 

Forderung 298 A 
u n d Vollstreckungsabwehrklage 459 R 

A u f Sichtsbeschwerde 316 M 
Aufsichtsratsvorsitzer, Vertretungsbe­

fugnis 410 f. R 
Aufwendung, Abgrenzung zwischen -

u n d V e r w e n d u n g 328 R 
Ersatz v o n - e n 198 M , 328 R 

Ausbi ldung an der Internationalen F a k u l ­
tä t für Rechtsvergleichung i n L u x e m ­
burg 124 J 

Ferienpraxis für Rechtsstudenten 209 J 
Fortbi ldungsstudium auf dem Gebiet der 

eu ropä i schen Beziehungen 332 J 
juristische - i n Italien 77 J 
Studienfahrt deutscher Jurastudenten 

nach Paris 332 J 
V e r w a l t u n g s a u s b ü d u n g 505 J 
s. auch Assessorexamen 
s. auch Referendarexamen 
s. auch Vorbereitungsdienst 
s. auch wahlfreie Station 

Ausforschungsbeweis 24 M 
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Auslegung, „grundrechtse iFekt ive" - 70 M 
verfassungskonforme - 272 A , 282 M 
- v o n Wi l l ense rk l ä rungen 196 f. A 
s. auch Gesetzesauslegung 
s. auch Gutachten 

Auslieferung eines Verbrechers wegen 
einer mi t der Todesstrafe bedrohten 
Ta t 455 f. R 

Ausnahmebewilligung 438 A 
Ausschlagung, I r r tum bei - einer E r b ­

schaft 176 A 
A u s s c h l i e ß u n g s e i n r e d e 126 A 
A u ß e n z o l l , gemeinsamer - der Europ . 

Gemeinschaften 307 A 
A u ß e r o r d e n t l i c h e K ü n d i g u n g (Arbeits­

recht) „aus minder wich t igem G r u n d " 
505 R 

F r i s t g e w ä h r u n g bei - 505 R 
V e r d a c h t s k ü n d i g u n g 500 R 

Aussetzung eines Hilf losen 154 M 
des Rechtsstreits zur Vor lage an den 

E u G H 21 A , 477 A 
Aussperrung, Angriffs- und A b w e h r - - 42 

A 
bei Arbei tnehmern mi t besonderem 

K ü n d i g u n g s s c h u t z 45 A 
Gestaltung des Einzelarbeitsvertrags 

durch - 44 A 
Grundfragen 41 ff. A 
K a m p f p a r i t ä t 42 A 
kranke und beurlaubte Arbeitnehmer 

43 A 
personeller Wirkungsbereich 43 A 
R e c h t m ä ß i g k e i t 43 f. A , 291 R 
Rechtsnatur 44 f. A 
Verhä l tn i s zur G e s a m t ä n d e r u n g s k ü n d i -

gung 42 f. A 
v o n „ w i l d " Streikenden 44 A 
Wiedereinstel lung 45 f. A 

Autonomieprinzip bei N ö t i g u n g 377 A 
A v o u é 371 f. J 

Bauaufsicht, Architektenvertrag übe r -
348 A 

Bauleitplan, Bedeutung des -s für Ermi t t ­
l ung des Verkehrswertes 309 A 

Bauoberleitung, Architektenvertrag übe r 
- 3 4 8 A 

Bauplanung, Architektenvertrag ü b e r -
348 A 

mangelhafte - 350 f. A 
Bauwerk, Einstandspflicht des Archi tekten 

für Fehler des -s 349 f. A 
Beamter, Abordnung und Versetzung 401 

M 
Haf tung gegenübe r dem Dienstherrn 

499 f. R 
Rechtsschutz des - 504 R 

Bedingung i m Prozeß rech t 396 A 
B e d ü r f n i s p r ü f u n g bei der Bestellung v o n 

No ta ren 408 f. R 
B e e i n t r ä c h t i g u n g , Begr i f f der „ w e s e n t ­

l ichen - " nach § 906 I B G B 206 R 
B e f ä h i g u n g s n a c h w e i s , g r o ß e r - für das 

Handwerk 437 A 
Beginn der A u s f ü h r u n g bei unechtem 

Unterlassungsdelikt 363 f. M 
BegrifFsjurisprudenz, Methode der -

421 f. A 
N a c h w i r k u n g e n 423 f. A 

B e g r ü n d u n g , Angabe v o n - e n bei der 
A u s ü b u n g eines Gestaltungsrechts 97 A 

B e g ü n s t i g u n g 323 M 
Behauptungslast 148 f. M 

bei Einrede 304 A 
Einfluß v o n Rechts- und Tatsachenver­

mutungen 240 M 
Beihilfe z u m Selbstmord 250 R 

zur W i l d e r e i 323 M 
Beklagtenwechsel i m Z iv i lp rozeß 122 R 
Beleidigung durch Kollekt ivbezeichnung 

329 R 

Beleuchtungspflicht, polizeiliche - für 
Treppenhaus 282 ff. M 

Bereicherung, W e g f a l l der - bei L o h n ­
übe rzah lung 371 R 

s. auch K o n d i k t i o n 
Bereicherungseinrede 126 A 
B e r u f s a u s ü b u n g , Untersagung der -

durch Strafurteil und Verwaltungsakt 
269 ff. A 

Berufsfreiheit für staatlich gebundene B e ­
rufe 408 f. R 

Berufsverbot, B i n d u n g der Verwal tungs­
b e h ö r d e an Strafurteil bei - 269 ff. A 

Berufung bei Haupt - und Hilfsantrag 249 
R 

gegen Versäumnisur te i l 398 f. M 
Zulässigkeit der - 199 (E 11) M 
s. auch Rechtsmittel 
s. auch Rechtsschutzbedürfnis 

Berufungsinstanz, Beklagtenwechsel i n 
der - 122 R 

Berufungsurteil, Tatbestand des -s 199 
( E 3 ) M 

B e s c h l u ß s. Bundestagsbeschlüsse 
B e s c h r ä n k t dingliche Rechte an eigenen 

G r u n d s t ü c k e n 369 R 
Beschuldigter, Vernehmung des - n 4 7 0 A 
Beschwer 164 R 
Besitzdiener, Gewahrsam des -s 234 A 
Besitzer, unberechtigter - 328 R 
Besonderes G e w a l t v e r h ä l t n i s , G r u n d ­

verhäl tnis 401 M 
Rechtsschutz i m - 166 R , 504 R 

B e s t ä t i g u n g s s c h r e i b e n , Schweigen auf 
kaufmännisches - 71 R 

Bestimmtheit eines Verwaltungsakts 115 
f. M 

des Klageantrags 395 ff A 
Betreff i m Urteilseingang 272 f. M 
Betriebsrisiko des Arbeitgebers 291 R 

Arbeitsausfall durch Landestrauer 251 R 
B e t r i e b s v e r h ä l t n i s i m besonderen G e ­

wal tverhä l tn is 166 R , 504 R 
Betrug 323 M 

Abgrenzung z u m Diebstahl 233 ff. A , 
477 ff. A 

Beurteilungsspielraum 114 M 
Beweisantrag, Ü b e r g e h e n v o n - n i m Z i ­

vi lprozeß 23 M 
Zulässigkei t v o n - n i m Z iv i l p rozeß 24 M 

Beweisaufnahme, Parteivorbringen und 
- 24 f. M 

i m Verwaltungsverfahren 67 M 
Beweisergebnis, unzulässige V o r a u s w ü r ­

digung des -ses 23 M 
B e w e i s f ü h r u n g s l a s t 149 M 
Beweisinterlokut des gemeinen Rechts 

2 4 M 

Beweislast 148 f. M , 190 ff. M , 238 ff. M 
bei Anspruchskonkurrenz 190 ff M 
bei besonderem Gerichtsstand 190 M 
bei Negat iven 193 f. M 
bei ungerechtfertigter Bereicherung 195 

M 
bei Vertragsauslegung 238 f. M 
bei W a n d l u n g oder M i n d e r u n g 240 M 
i m W e c h s e l p r o z e ß 195 M 
Rechts- und Tatsachenvermutungen 

240 M 
Beweislastverteilung, B i l l igke i t se rwä­

gungen bei - 194 M 
Fehler bei - 23 M 

Beweislastvertrag i n Al lgemeinen G e ­
schäf tsbedingungen 327 R 

Beweismittel i m Strafprozeß 467 ff. A 
Beweisstation i n der Assessorarbeit 22 ff 

M 
Beweisverbote i m Strafprozeß 471 f. A 
B e w e i s w ü r d i g u n g , freie - i m Strafprozeß 

473 A 
i n Prüfungsarbe i ten 23 M 

Bilanz der Unternehmung 11 ff. A , 93 ff. 
A , 132 ff. A , 178 ff. A , 224 ff. A , 
263 ff. A 

Anlage- und U m l a u f s v e r m ö g e n 93 f. A 
Anschaffungswertprinzip 133 ff. A 
Gewinnrealisationsprinzip 134 A 
Gl iederungsgrundsä tze 13 f. A , 93 ff. A 
Impar i tä t spr inz ip 134 f. A 
Niederstwertprinzip 135 ff. A 
Tageswertprinzip 133 ff. A 
Verhäl tn is zur G e w i n n - und Verlust­

rechnung 178 ff. A 
Z w e c k 264 f. A 

Bilanzanalyse 224 ff. A 
Bilanzbewertung, Grundsä tze der -

132 ff. A 
B i l a n z f ä l s c h u n g 12 A 
Bilanzgewinn 265 ff. A 
Bilanzierungsprinzipien 11 ff. A 
Bilanzklarheit 11 f. A 
Bilanztheorien 263 f. A 
Bilanzverschleierung 12 A 
Bilanzwahrheit 11 f. A 

- als Bewertungsgrundsatz 133 A 
Billigkeit s. Beweislastverteilung 
Bindung des Strafrichters an Zivi lur tei le 

412 R 
- und Freiheit 374 A 

Bindungswirkung s tändiger betrieblicher 
Ü b u n g 39 f. R 

„ B l i n k f ü e r - F a l l " 120 R 
Blutalkoholgehalt, Z w a n g s m a ß n a h m e n 

zur Feststellung des -s 208 R 
Bodenpreis, Pr inz ip der freien -e 308 f. A 
Bodenqualifikation 309 A 
Bodenverkehr, Pr inz ip des freien -s 308f. 

A 
„ B o s c h - U r t e i l " 20 ff. A , 308 A 
Bote, Minde r j äh r ige r als - für Genehmi­

gungse rk l ä rung seines gesetzlichen V e r ­
treters 160 (F 14) M 

Bundesaufsicht 232 A 
Bundesgesetze, V o l l z u g v o n - n durch die 

Lände r 229 A 
Bundeskompetenz, ungeschriebene - e n 

228 ff A 
s. auch Verwaltungskompetenz 

Bundesrecht i m verwaltungsgerichtlichen 
Normenkontrol lverfahren 39 R 

B u n d e s t a g s b e s c h l u ß , Rechtsverbindlich­
keit 181 ff A 

„sch l i ch te r " - 184 ff. A 
B u n d e s t a g s - G e s c h ä f t s o r d n u n g , Rechts­

charakter 186 A 
Bundestreue 232 A 
Bundesverfassungsgericht, N a c h p r ü ­

fungskompetenz für Kontrollratsrecht 
289 R 

Bundesverwaltung, Gestaltungsformen 
230 A 

Bundeswehr, Diebstahl v o n Ausrüs tungs­
gegens tänden der - 478 ff. A 

B ü r g s c h a f t , Einfluß der Herabsetzung der 
Hauptverbindlichkeit nach dem V e r -
tragshilfeG 425 f. A 

causa s. Legalcausa 
s. K o n d i k t i o n 

conditio-sine-qua-non-Formel bei Fahr­
lässigkeitsdelikten 14 ff. A 

s. auch Kausal i tät 
culpa in contrahendo, Haftung aus - bei 

Absch luß des Arbeitsvertrages 331 R 

„ D a m p f k e s s e l - U r t e i l " 228 ff. A 
D a u e r r e c h t s v e r h ä l t n i s , Anfechtung von 

-sen 142 f. A 
Dauerstraftaten 84 A , 87 A 
Defektenverfahren 499 R 
Delegation s. Europ . Gemeinschafts­

organe 
Deutsch-Arabische Handelskammer 

4 6 1 J 
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Deutsche Bundespost, Passivlegitimation 
i m V e r w a l t u n g s p r o z e ß 403 f. M 

44. Deutscher Juristentag, Reformvor -
schläge zum Recht des unehelichen 
Kindes 254 ff. A 

Diebstahl, Abgrenzung v o m Bet rug 233 ff. 
A , 478 ff. A 

mittelbare Täterschaft bei - 236 A 
„Parkze t t e l -Fa l l " 290 R 
Vol l endung 482 A 

Dienstalter s. Allgemeines Dienstalter 
Dienstbarkeit, beschränk te persönl iche 

369 R 
Diensterfindung 216 A 
Dienstvertrag, Abgrenzung v o m W e r k ­

vertrag 347 f. A 
Digestenexegese 451 ff M 
Diplomatische Vertreterkonferenz bei 

den Europ . Gemeinschaften 342 A , 
392 A 

Diskriminierungsverbot 456 R 
Disziplinarrecht der Referendare, 

Pflichtverletzungen i m Dienst 418 ff J 
Dienstvergehen außerha lb des Dienstes 

459 ff. J 
dolus eventualis 53 ff. A 
dolus subsequens 151 M 
Doppelmangel, K o n d i k t i o n bei - i m V a ­

luta- u n d Deckungsverhä l tn i s 138 f. A 
Doppelnatur, Lehre v o n der - des P r o z e ß ­

vergleichs 411 R 
Doppelselbstmord, einseitig fehlgeschla­

gener - 250 R 
D r e i e c k s r e c h t s v e r h ä l t n i s , Anspruchs­

gegner i m - 1 3 7 ff. A , 248 R 
Dreimonatseinrede 126 A 
Dritter, Bereicherungsanspruch bei L e i ­

stung an - n 137 ff. A 
Drittschadensliquidation 35 R 
Drittwiderspruchsklage gegen U r t e i l des 

E u G H 474 A 
Drit twirkung von Grundrechten 70 M , 

73 R , 120 R 
D r o h u n g , Wil lensmangel bei - 172 A 
D ü r f t i g k e i t s e i n r e d e 126 A 

e G m b H , Beteil igung von Minder j äh r igen 
288 R 

Ehebruch s. Eheverbot 
Ehefrau, N a m e der - 207 R 
E h e l i c h k e i t s a n f e c h t u n g s p r o z e ß , W i d e r ­

klage 457 R 
Kosten 457 R 

Ehescheidung, Wirksamkei t einer V e r ­
einbarung über - 369 R 

Ehescheidungsrecht, ausländisches - und 
ordre public 501 R 

E h e s c h l i e ß u n g , Irr tum bei - 173 f. A 
Eheverbot, Verfassungsmäßigkei t des -s 

wegen Ehebruchs 289 R 
Ehrengerichtsverfahren und Parteiaus­

schluß 71 M 
E i g e n t ü m e r , Verhältnis z u m nichtberech­

tigten Besitzer 328 R 
Eigentumsentziehung, Erschwerung der 

Ver fügungsmögl ichke i t als - be im 
Diebstahl 479 A 

E i g n u n g s p r ü f u n g 435 A 
zur Eintragung i n die Handwerksrolle 

439 A 
Eignungstest, charakterologischer - bei 

Führersche inbewerbern 245 R 
- für das Rechtsstudium ( U S A ) 429 ff A 

A n w e n d u n g s m ö g l i c h k e i t e n i n 
Deutschland 435 ff A 

Einbau , Bereicherung bei - 138 A 
Eindringen bei Hausfriedensbruch 353 A 
Eingreifen Dritter, Unterbrechung des 

Kausal veri aufs bei - 410 R 
EingrifFskondiktion s. Leistungskondik­

t ion 
Einheitlichkeit, Grundsatz der - der 

m ü n d l i c h e n Verhandlung 24 M 

Einrede des bürge r l i chen Rechts 125 ff. A , 
218 ff A , 293 ff. A 

- des nicht erfüll ten Vertrages 118 M , 
125 A , 239 f. M , 274 M 

düa tor i sche - n 127 A 
peremptorische - n 127 A 
p r o z e ß h i n d e r n d e - n 128 A 
prozessuale - n 128 ff. A 
Wiedergabe i m Urteilstatbestand 199 

(E 10) M 
W i r k u n g e n 218 ff. A 
Zustandekommen der -Wirkungen 293 ff. 

A 
E i n s t e l l u n g s v e r f ü g u n g , Abfassung der -

324 (F 24) M 
Einstweilige V e r f ü g u n g , Rech t shäng ig ­

keit v o n - n 163 R 
E i n v e r s t ä n d n i s s. E i n w i l l i g u n g 
Einwand 129 f. A 
Einwendung 128 f. A 
Einwendungstheorie 297 A 
Einwil l igung, ta tbestandsausschließende 

W i r k u n g der - (Strafrecht) 354 A 
zur Freiheitsberaubung 287 R 

„ E l f e s - U r t e i l " 368 R 
Elterliche Gewalt, Schranken der - bei 

V e r m ö g e n s v e r w a l t u n g 368 f. R 
Elternrecht, E in sch ränkung durch staat­

l iche Schulaufsicht 504 f. R 
Wesensgehaltsgarantie des -s 161 R . 

Enteignung, Bemessung der Entschädi ­
gung bei Acker land 308 ff. A 

Enteignungsgleicher Eingrif f s. A m t s ­
haftung 

Entlastungsbeweis, kein - des Po l ize i ­
pflichtigen 331 R 

E n t s c h ä d i g u n g s. Enteignung 
E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e , Aufbau der -

109 f. M , 275 M 
E n t s c h l i e ß u n g des Bundestages 183 ff. A 

- e n der Staatsanwaltschaft nach A b ­
schluß der Ermit t lungen 324 ff. M 

Erbe, Eintr i t t des - n eines K o m p l e m e n t ä r s 
i n K G 502 R 

Erbengemeinschaft, E r t e ü u n g einer P r o ­
kura durch - 31 M 

Erbenhaftung, Einrede der beschränkten 
- 126 A 

Erbschein, Ertei lung eines -s an N i c h t ­
berechtigten 244 M 

Erbscheinseinziehungsverfahren 38 R 
Erfahrungswissen des Richters, Verwer t ­

barkeit i m Strafprozeß 469 A 
Erfinderrecht, allgemeines - 213 f. A 
Erfindung, Begr i f f 214 A 
E r f i n d u n g s h ö h e 215 f. A 
Erfolgsabwendungspflicht aus voran­

gegangenem T u n 363 M 
Erfolgsunwert und Ak tunwer t der Tat 

17 A 
E r f ü l l u n g , Beweislast für - 150 M 

eines einredebehafteten Anspruchs 300 f. 
A 

Ergebnis der Ermittlungen 326 M 
E r k l ä r u n g s i r r t u m 171 A 
E r k l ä r u n g s t h e o r i e i m Zivi l recht 170 A 
Erlaubnisvorbehalt, Verbot mi t - 106 A 
Erledigung der Hauptsache, B indung an 

E r k l ä r u n g ü b e r 290 R 
Kostenentscheidung bei teüweiser -

207 R 
E r l ö s c h e n eines Anspruchs und Einrede 

219 ff A 
E r l ö s c h e n s w i r k u n g e n , Beseitigung v o n -

223 A 
E r m ä c h t i g u n g s n o r m für belastende V e r ­

waltungsakte 113 M 
E r m e s s e n s a u s ü b u n g , subjektives Recht 

auf fehlerfreie - 115 M 
Ermessensfehler bei Er laß eines V e r w a l ­

tungsakts 114 M 
E r m e s s e n s n a c h p r ü f u n g , Verfahren mi t 

u n b e s c h r ä n k t e r - be im E u G H 474 f. A 

Ersatzvornahme, Tragung der Kos ten 
einer polizeilichen - 330 R 

Ersatzwagen, Erstattung der Kos ten für -
206 R 

Ersetzungsbefugnis 110 M 
Erstattungsanspruch des Arbeitgebers bei 

L o h n ü b e r z a h l u n g e n 371 R 
Erzeugnisschutz 216 A 
Erziehungsrecht der Eltern 121 R 

E insch ränkung durch staatliche S c h u l ­
aufsicht 504 f. 

Euratom s. Europäische Gemeinschaften 
E u r o p ä i s c h e Gemeinschaften, A l l g e ­

meine Aspekte 305 ff. A 
Beziehungen zu D r i t t l ä n d e r n 306 A 
Entstehungsgeschichte 305 ff. A 
Justizrecht der - 474 ff A 
Kar t e l l - und Sub vendons verbot 307 A 
rechtliche Selbständigkei t 342 A 
Rechtsquellen der - 341 ff. A , G r ü n ­

dungsve r t r äge als — 341 A , u n d 
innerstaatliches Recht 326 R , 343 A , 
- - und Völke r rech t 343 A 

Steuersysteme i n den - 308 A 
Studienkurs ü b e r - i n L u x e m b u r g 292 J 
Ziele der - 306 f. A 
s. auch Gemeinschaftsorgane 
s. auch Gemeinschaf tsver t räge 

E u r o p ä i s c h e Institutionen, Si tz der -
306 A 

s. auch Gemeinschaftsorgane 
E u r o p ä i s c h e Verteidigungsgemein­

schaft 306 A 
E u r o p ä i s c h e r Gerichtshof, Au fbau u n d 

Verfahrensweise 474 f. A 
Rechtsschutzsystem 474 f. A 
verfahrensrechtliche Fragen bei V o r l a g e 

nach A r t . 177 E W G V 20 ff A , 476 A 
E u r o p ä i s c h e s Parlament, Stel lung u n d 

Aufgaben des -s 392 A 
Europarat 307 A , 343 A 

wahlfreie Station be im - 40 J 
Eventualantrag 110 M 
Eventualklage 111 f. M , 147 M 
Evidenztheorie 63 (F 14) M 
E W G s. Europäische Gemeinschaften 
E W G V , Verfassungsmäßigkei t des Z u ­

stimmungsgesetzes z u m - 326 R 
s. auch Europäische Gemeinschaften, 

Rechtsquellen 
Examensergebnisse der 1. und 2. ju r i s t i ­

schen Staatsprüfung 1963 212 J 
exceptio doli bei M i ß b r a u c h der V e r ­

tretungsmacht 368 f. R 
i m römischen Recht 452 ff. M 

Fachaufsicht, Staatsaufsicht ü b e r G e m e i n ­
den als - 76 R 

Fahrerlaubnis, Gesamtstrafenbildung bei 
mehrfacher Entziehung der — 412 f. R 

rückfälliges Fahren ohne - 123 R 
Wiederertei lung nach Ablauf der Sperr­

frist 250 R 
Fahr läs s igke i t , Abgrenzung v o n bed ing­

tem Vorsatz und b e w u ß t e r - 53 ff. A 
conditio-sine-qua-non-Formel 14 ff. A 
Vorhersehbarkeit 19 A 
s. auch Kausal verlauf 

Faktischer Arbeitsvertrag 410 R 
Faktische Gesellschaft 32 f. M 
Fallbearbeitung s. Assessorarbeit 

s. Referendarklausur 
s. Ü b u n g s k l a u s u r 

F ä l l i g k e i t , Beweislast für - 150 f. M 
falsa demonstratio non nocet 169 f. A 
Falschlieferung s. Kaufvertrag 
F ä l s c h u n g , E inwand der - des Wechsels 

489 M 
Ferienpraxis für Rechtsstudenten 209 f. J 
Feststellungslast 149 M 
F i d e i k o m m i ß 455 (E 3) M 
Finale Handlungslehre, Vorsatzbegriff 

58 (F 46) A , 59 (F 58) A 
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Fiskalisches Handeln der Ve rwa l tung 
385 A 

„ F l a s c h e n p f a n d - F a l l " 481 (F 41) A 
F ö d e r a l i s t i s c h e Ordnung, Ver te i lung der 

Verwaltungskompetenzen 233 A 
Folgenbeseitigungsanspruch, A b g r e n ­

zung zur Amtshaftung 459 R 
Forderung als „sonstiges Rech t" 203 M 
Formzwang , Aufhebung vertraglich ver­

einbarten -s 205 f. R 
Fortbildungsstudium, eu ropä i sche B e ­

ziehungen 332 J 
Fortschrittlichkeit einer Erf indung 215 A 
Fortsetzungstat 85 A 
Frankreich, Organisation der A n w a l t ­

schaft 371 f . J 
Referendartagung übe r französisches 

Recht 40 J 
Freiheitsberaubung, R e c h t m ä ß i g k e i t der 

- 287 R 
Freiheitsentziehung, Voraussetzungen 

der Zulässigkei t einer - 121 R 
Fremdabtreibung durch Unterlassen 365 

M 
F r e m d b e s i t z e r e x z e ß 457 R 
F ü r s o r g e p f l i c h t des Arbeitgebers 97 A 
furtum usus an Parkzettel 290 R 

Garantenpflicht des Gastwirts bei Fahr­
u n t ü c h t i g k e i t des Gastes 208 R 

GarantensteUung aus freiwil l iger Ü b e r ­
nahme 412 R 

aus na tü r l i cher Verbundenheit 330 R 
aus Ver t rag 412 R 
aus vorangegangenem T u n 208 R 
bei unechtem Unterlassungsdelikt 152 f. 

M , 363 M 
Garantiehaftung bei anfängl icher U n ­

m ö g l i c h k e i t 498 f. (E 7) M 
Gattungskauf, vertragswidrige Lieferung 

b e i m - 46 ff. A 
Gattungsschuld 118 M 

Abgrenzungsprobleme 51 f. A 
Konkret is ierung bei Kau f auf A b r u f 

408 M 
Gebotsirrtum bei echtem Unterlassungs­

delikt 370 R 
bei Rauschtat 363 M 

G e b r a u c h s a n m a ß u n g s. fur tum usus 
Gebrauchsmuster 218 A 
G e f ä h r l i c h e r Gewohnheitsverbrecher 

123 R 
Gemeinde s. Fachaufsicht 
Gemeinschaftsfrieden als Schutzzweck 

v o n Strafbestimmungen 353 A 
Gemeinschaftsorgane, europä ische 391 ff. 

D u r c h f ü h r u n g s b e s t i m m u n g e n der -
342 A 

Eingriffsbefugnisse der - 393 ff. A 
H o h e B e h ö r d e 391 A 
Kommiss ionen 391 A 
Kompetenzen 394 A 
Kompetenzdelegation 342 f. A 
Rat 392 A 
Versammlung 392 A 
Vol ls t reckung v o n A k t e n der - 394 A 

Gemeinschaf ts vertrage, eu ropä i sehe 
341 ff. A 

Geltungsbereich der - 345 A 
Vertragskonkurrenz 345 A 
Vertragsrevision 343 A 

Gemischter Vertrag 348 f. A 
Genehmigung des Vertragsschlusses eines 

Minde r j äh r igen 159 f. M 
s. auch Vormundschaftsgericht 

Generalklausel, Anwendung v o n - n i m 
bürge r l i chen Recht 442 f. M 

i m Strafrecht 373 ff A 
polizeirechtliche - 283 f. M 

Gerechtigkeit und Rechtssicherheit 428 f. 
A 

Gerichtskundige Tatsachen 468 f. A 

G e r i n g f ü g i g k e i t s p r i n z i p bei N ö t i g u n g 
376 A 

Gesamtvertretung bei K G 502 R 
G e s c h ä f t s f ü h r u n g ohne Auftrag 198 M , 

426 f. A 
G e s c h ä f t s g r u n d l a g e , W e g f a l l der - w e ­

gen Unerreichbarkeit des Vertrags­
zwecks 292 R 

G e s c h ä f t s v e r t e i l u n g s p l a n , Rechtsmittel 
gegen - 287 R 

Geschiedenenwitwenrente 328 R 
Gesellschaft, faktische - 32 f. M 
Gesellschafter, Minder j äh r ige r als - e ine r 

o H G 27 ff. M 
Gesetzesauslegung, Fragen der - i m 

Gutachten 441 ff M 
Gesetzesbefehl, Inhalt des -s 182 f. A 
G e s e t z e s b e s c h l u ß 183 A 
Gesetzeskonkurrenz 89 ff. A , 92 A , 2 3 7 A 

Konsumt ion 90 A , 238 A 
Spezialität 90 A , 237 A 
Subsidiari tät 91 A , 237 A 
zwischen Untreue und Unterschlagung 

39 R 
G e s e t z e s l ü c k e n , Ausfü l lung durch den 

B G H 421 ff. A 
Gesetzesvorbehalt 113 M 
Gesetzgebungskompetenz, ungeschrie­

bene - des Bundes 231 ff. A 
Gesetzgebungsverfahren 183 f. A 
Gesetzliche Vertretung, Behandlung i m 

R u b r u m 272 f. M 
G e s e t z m ä ß i g k e i t der Verwal tung 112 ff. 

M 
Gestaltungsbefugnis 130 A 
Gestaltungsgrund, Nachschieben v o n 

- e n 97 ff. A 
Gestaltungsrecht, Einrede als A u s ü b u n g 

eines -s 293 ff. A 
Mehrhei t v o n - en 99 A 

G e s t ä n d n i s i m Strafprozeß 467 A 
W ü r d i g u n g v o n Parteivorbringen als -

356 f. M 
Gestohlene Sache, K a u f einer - und 

Rückt r i t t s rech t 310 ff. A 
Gewahrsam 234 A 

Abgrenzung v o m Besitz 234 A 
B r u c h des -s 235 A , 478 A 

Gewaltanwendung i m S t raßenverkehr 
als N ö t i g u n g 124 R 

Gewaltentrennung i m parlamentarischen 
System 189 A 

innerhalb der Europä i schen Gemein­
schaften 326 R , 393 A 

G e w a l t v e r h ä l t n i s s. besonderes -
Gewerbebetrieb, E ingr i f f i n Recht am 

eingerichteten und ausgeüb ten - 2 8 8 R , 
- M e i n u n g s ä u ß e r u n g als — 120 R , -
Streik als - - 291 R 

Gewerkschaft als Gehi l f in bei w i l d e m 
Streik 291 R 

Anspruch auf Zuziehung zu Tarifver­
tragsverhandlungen 73 R 

Gewinn- und Verlustrechnung, A n a ­
lyse der - 228 A 

Aufstellung der - 178 ff. A 
Bru t to - und Nettorechnung 179 ff. A 
K o n t o f o r m oder Staffelform 181 A 

Gewinnrealisationsprinzip 134 A 
Gewohnheitsrecht, A b b a u v o n - wegen 

Vers toßes gegen Gerechtigkeit 428 f. A 
B e g r ü n d u n g v o n Ruhege ldansp rüchen 

durch - 39 R 
Gewohnheitsverbrecher, Begr i f f der G e ­

fährl ichkei t be im - 123 R 
Giebelmauer, E igentumsverhäl tn isse bei 

A n b a u an 409 R 
Giftbeibringung 365 M 
Glaubensfreiheit, P r inz ip der - und V e r ­

bindlichkeit sittlicher Wertvors te l lun­
gen i m Strafrecht 380 A 

G l ä u b i g e r v e r z u g 118 f. M , 406 f. M 

Gleichberechtigungsgrundsatz, A n ­
wendbarkeit des -s i m I P R 501 R 

Gleichheitssatz, Verhäl tn is zu den ü b r i g e n 
Grundrechten 246 R 

Gleichstellungsproblem be im unechten 
Unterlassungsdelikt 153 ff. M 

Gleichwertiges Parteivorbringen i m 
Gutachten 358 f. M 

Gratifikation, Rückzahlungsklause l be i 
167 R 

Grenzeinrichtung 409 R 
Grundrechte, D r i t t w i r k u n g 70 M , 73 R , 

120 R 
Wirksamke i t der - i m Verhäl tn is z w i ­

schen politischen Parteien und ihren 
Mi tg l i edern 72 (E 24) M 

s. auch Elternrecht 
s. auch M e i n u n g s ä u ß e r u n g 
s. auch W o h n u n g 

Grundrechtsverletzungen, R ü g e v o n 
das Strafverfahren betreffenden - i n 
der Revis ion 370 R 

G r u n d s t ü c k , beschränkt dingliche Rechte 
an eigenem - 369 R 

Grundurteil , Abfassung des -s 273 M 
G r u n d v e r h ä l t n i s , Anspruch aus - und 

Wechselanspruch 489 M 
i m besonderen Gewal tverhä l tn i s 166 R 

Gutachten, die Lehre von - und U r t e i l 
22 ff. M , 108 ff M , 147 ff. M , 190 ff 
M , 238 ff. M , 272 ff. M , 356 ff M , 
441 ff. M 

Aufbaufragen, allgemein 25 ff. M . , - bei 
Anspruchskonkurrenz 191 ff. M , - bei 
verfassungsrechtlichen E r ö r t e r u n g e n 
285 (E 17) M , - bei Widerspruchs­
bescheid 278 M ; 

Klausurtechnik i m öffent l ichrechdichen 
- 284 (E 1) M 

rationelle Arbeitsmethode 26 M 
St i l des -s und Urteilssti l 108 ff. M , 3 2 2 M 
typische M ä n g e l 356 ff. M 
verwaltungsrechtliches 62 ff. M 

G ü t e r a b w ä g u n g s p r i n z i p bei N ö t i g u n g 
376 A 

G ü t e r r e c h t s s t a t u t , Unwandelbarkei t des 
-s v o n Sowjetzonenf lücht l ingen 36 R 

Handlungsbegriff, Bes t immung des -s 
nach na tür l icher Lebensauffassung 83 
A 

i m Straf recht 155 M 
Handlungseinheit 82 ff A 
Handlungshaftung, Zusammentreffen 

v o n - und Zustandshaftung 330 R 
Handlungsmehrheit 82 ff. A 
Handwerk, Bedeutung des -s für die 

Wirtschaft 438 A 
Handwerkskammern, juristische T ä t i g ­

keiten der - 251 f . J 
Handwerksrolle, befristete Eintragung i n 

die - 439 A 
Eintragung i m W e g e der Ausnahme-

genehmigung 437 ff A 
Haupt- und H i l f s b e g r ü n d u n g i m G u t ­

achten 443 f. M 
Hauptpflichten be im Kaufvertrag 406 M 
Hauptsache s. Er ledigung der -
Haupttat und Nebentat 238 A 
Hausfriedensbruch 323 M 

durch Testkäufer 352 ff A 
Rech t fe r t igungsgründe für - 355 A 

Hausrecht als Rechtsgut 353 f. A 
Vorausverzicht auf - 355 f. A 

Haussuchung, polizeiliche Befugnisse zur 
- 2 8 3 M 

- zur Nachtzeit 284 M 
Hausverbot und Hausfriedensbruch 354 A 
H e i m t ü c k e bei M o r d 503 R 
Herausgabe, Klage auf - des Kindes nach 

Ehel ichkei tserklärung 163 R 
Hilfsantrag s. Berufung 
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Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft, 
Zwangsbefugnisse zur Feststellung des 
Blutalkoholgehalts 208 R 

H i l f s b e g r ü n d u n g i m Gutachten 443 f. M 
Hilfsgutachten 108 M , 147 f. M 
Hilfstatsachen, W ü r d i g u n g i m Gutachten 

357 f. M 
Hirtenbrief, Wahlbeeinflussung durch -

287 R 
Hochschule f ü r Verwaltungswissen­

schaften i n Speyer, Arbeitstagung 
ü b e r die Verwaltungsausbildung der 
Juristen 505 f. J 

Hochschulnachrichten 168 J , 507 f. J 
Hoheitsrechte, Ü b e r t r a g u n g v o n - n des 

Bundes auf zwischenstaatliche E i n ­
r ichtungen 326 R 

H ö r e n s a g e n , Zeugnis v o m - i m Straf­
p r o z e ß 478 A 

Hypothek, Anspruch auf Aufgabe einer -
bei Einrede 299 f. A 

Idealkonkurrenz 85 ff. A 
zwischen Diebstahl und Betrug 236 f. A 

Immissionen, Rechtsweg für Klage gegen 
— v o n gemeindeeigenen G r u n d ­
s tücken 413 f. R 

ü b e r h o l e n d e Kausal i tä t 206 R 
I m m u n i t ä t 71 M 
I m p a r i t ä t s p r i n z i p 134 f. A 
Individualrechtsgut 375 A 
in dubio pro reo bei Voll trunkenheit 361 f. 

M 
Ingerenz 152 M , 363 M 
Inhaltsirrtum 171 A 
Instanzenzug, ke in Anspruch auf mehr­

stufigen - 71 M 
Interessenjurisprudenz 422 A 
Internationale Fakul tä t für Rechtsver­

gleichung 124 J , 292 J 
Internationales Privatrecht s. G le i ch ­

berechtigungsgrundsatz 
Interzonales Privatrecht, Gü te r r ech t s ­

statut i m - 36 R 
ipso iure -Wirkung der Einrede 129 ff A , 

293 ff A 
Irrtum, Regelung i m Ziv ihech t 169 ff A 

wechselrechtliche E rk l ä rung 490 M 
s. auch M o t i v i r r t u m 
s. auch Wil lensmangel 

Italien, Jurastudium i n - 77 

J a g d a u s ü b u n g 322 M 
Jagdwilderei 322 M 
Jugendlicher, Strafverfahren gegen -e 

326 (F 48) M 

Kann-Recht , Einrede als - 295 A 
Kapitalstruktur, Analyse der - 226 f. A 
Kartellverbot i n den Europ. Gemein­

schaften 307 A 
Kaufvertrag, K a u f auf A b r u f 405 f. M 

Fehlerbegriff be im - 1 ff A 
Hauptpfl ichten aus - 118 M , 406 M 
Lieferung eines aliud 10 f. A 
Rechte des Käufers einer gestohlenen 

Sache 310 ff A 
SchlechtHeferung 1 ff A , 46 ff A 

K a u s a l i t ä t , subjektive - des Irrtums 171 f. 
A 

v o n T u n und Unterlassen (Strafrecht) 
14 f. A 

ü b e r h o l e n d e - 206 R 
Unterlassungsdelikte 152 f. M 

K a u s a l i t ä t s t h e o r i e n i m Z i v ü r e c h t 409 f. 
R . 

Kausalverlauf, hypothetischer - be im 
Fahrlässigkeitsdelikt 14 ff A 

K i n d , K l a g e auf Herausgabe eines -es 163 
R 

W o h n s i t z des ehelichesn -es 500 R 
Kiiidesvater, rechtliche Beziehungen des 

unehelichen Kindes z u m - 257 ff A 

K l a g e ä n d e r u n g , Nachschieben v o n E i n ­
wendungen i n der Vollstreckungsab­
wehrklage als - 74 R 

Parteiwechsel als - 122 R 
Prü fung der Zulässigkeit i m Gutachten 

193 M 
Klageantrag, Ausschöpfung des -s i m U r -

teü 273 M 
Bestimmtheit 395 ff A 

Klagebefugnis, P rü fung der - i m V e r ­
wal tungsprozeß 445 M 

K l a g e b e g r ü n d u n g , mehrfache - i m G u t ­
achten 443 f. M 

Klageerhebung, r ü c k w i r k e n d e H e Ü u n g 
von M ä n g e l n der - 397 A 

Ver jäh rungsun te rb rechung durch - 99 A , 
395 ff. A 

K l a g e n h ä u f u n g , a l ternat ive-bei verschie­
denen Sachverhalten 110 M , 396 A 

Klagleugnen 128 f. A 
Klausurtexte aus dem bayerischen Refe-

rendarexamen 210 f., 414 ff. J 
Kollektivbeleidigung 329 f. R 
Kommanditist, Haftung des ausgeschie­

denen - e n 37 R 
Kommunalaufsicht, Schranken der - 76 

R 
Kompaniechef als Gewahrsamsinhaber an 

Ausrüs tungsgegens tänden 478 A 
K o m p l e m e n t ä r , Ausscheiden eines v o n 

zwei gesamtvertretungsberechtigten 
- e n 502 R 

Kondiktion bei Ungleichart igkeit der ge­
genseitigen Leistungen 36 R 

bei Leistung an einen Dr i t ten 137 ff. A 
Beweislast bei 195 M 
der Erfül lung eines einredebehafteten 

Anspruchs 300 A 
Verhäl tnis v o n Eingriffskondiktion u n d 

Leistungskondiktion 248 R 
wegen Zweckverfehlung 25 M 

Konkurrenz s. Gesetzeskonkurrenz 
s. Handlungseinheit 

Konkurrenzlehre, Grundfragen der straf­
rechtlichen - 81 ff. A 

Konkurs einer K G , Haftung des ausge­
schiedenen Kommandit is ten 37 R 

Konsumtion 90 A , 238 A 
Kontrahierungszwang, Sch l ießung v o n 

Ver t rags lücken bei - 456 R 
Kontrollratsrecht, Ä n d e r u n g v o n - 289 R 
K ö r p e r v e r l e t z u n g 375 f. A 

E i n w i l l i g u n g i n - 373 ff. A 
Mordversuch als - 365 M 
s. auch Staatsanwaltschaft 

Kosten des Ehelichkeitsanfechtungspro­
zesses 457 R 

i m Verfahren vor dem E u G H 476 A 
i m Widerspruchsverfahren 485 f. M 

Kostenentscheidung, Anfechtbarkeit der 
- bei teilweiser Er ledigung der Haup t ­
sache 207 R 

i n Prüfungsarbei ten 242 M 
Kraftwagen, Verlust der G e b r a u c h s m ö g ­

lichkeit als Vermögensschaden 206 R 
Kunde, Abwerbung v o n - n als unlauterer 

Wettbewerb 162 R 
Kreationstheorie 422 A 
K ü n d i g u n g , Beendigung des Arbeitsver­

hältnisses ohne - 291 R 
Begründungse r fo rde rn i s 97 A 
s. auch außer ordentliche K ü n d i g u n g 

Landestrauer, Arbeitsausfall wegen -
251 R 

L a w School, Zulassungsvoraussetzungen 
429 A 

L a w School Admission Test ( U S A ) , 
Inhalt des - 429 A 

Richt l in ien für den - 430 A 
Testkri t ik - 434ff. A 
Vorgeschichte des - 429 A 

Legalcausa, § 2751 B G B als - 200 (E19) M 

Legitimationswirkung, formelle - des 
indossierten Wechsels 488 ff. M 

Leistung 248 R 
Leistungsklage i m V e r w a l t u n g s p r o z e ß 

334 A 
Leistungskondiktion, V o r r a n g v o r E i n ­

griffskondikt ion 248 R 
L e i s t u n g s v e r h ä l t n i s s. Doppe lmange l 
Letztwil l ige V e r f ü g u n g , I r r tum bei -

174f. A 
Liberationslegat 453 M 
Limitierte A k z e s s o r i e t ä t 502 f. R 
L i q u i d i t ä t s l a g e , Analyse der - 227 A 
Literaturschau, Strafrecht 461 ff. J 
Literaturverarbeitung i n der Hausarbeit 

408 (F 17) M 
L o h n ü b e r z a h l u n g 371 R 
L ö s c h u n g s v o r m e r k u n g 410 R 
lucrum ex negotiatione 203 (F 13) M 

M ä n g e l e i n r e d e 126 A 
M a ß r e g e l n der Sicherung und Besse­

rung, Berufsverbot 271 A 
Mehrheit v o n A n t r ä g e n 110 M 
Mehrverkehr, Haftung für Kindesunter­

halt bei - (Reform) 256 A 
Meineid bei Offenbarungseid 165 R 
Meinungsfreiheit der Mi tg l i eder p o l i t i ­

scher Parteien 70 M 
u n d Recht a m eingerichteten und ausge­

ü b t e n Gewerbebetrieb 120 R 
u n d Wahlbeeinflussung 287 R 

M e i s t b e g ü n s t i g u n g s. Rechtsmittel 
M e i s t e r p r ü f u n g 438 A 
Methodik der Fallbearbeitung 

s. Fallbearbeitung 
Mietanspruch, V e r f ü g u n g ü b e r - e be i 

V o r k a u f eines Grunds tücks 496 f. M 
„ M i l c h f a h r e r - F a l l " 162 R 
M i n d e r j ä h r i g e r , Beitr i t t zur e G m b H 288 

R 
als Gesellschafter einer o H G 27 ff. M 
Ver t r ags sch luß 158 M 
Wechselakzept 421 f. A 
s. auch Bo te 

Minderung b e i m Werkver t rag 198 M 
s. auch Beweislast 

Mitgewahrsam 234 A 
Mittelbare T ä t e r s c h a f t bei Unterlassungs­

del ikt 156 M 
Diebstahl i n - 236 A 

Mitverschulden bei Amtshaftung 456f. R 
Montanunion s. Europ . Gemeinschaften 
Moralwidrigkeit 376 A 
M o r d , Abg renzung zwischen - und fahr­

lässiger T ö t u n g 53 ff. A 
H e i m t ü c k e be i - 503 R 

M o t i v i r r t u m 171 f. A 
bei E i n w i l l i g u n g i n Anstaltsunterbrin­

gung 287 R 

Nachschieben v o n G e s t a l t u n g s g r ü n d e n 
9 7 f f A 

Nachtat, mitbestrafte - 82 A , 92 A 
Nachversicherung ausscheidender R e ­

ferendare 420 J 
Passivlegit imation für Anspruch auf -

420 J 
Name der Ehefrau 207 R 
Nationale Gerichtsbarkeit, Abgrenzung 

des Kompetenzbereichs der - gegen­
ü b e r E u G H 474 A 

Nebenintervenient i m R u b r u m 272 M 
Ne bis i n i d e m 270f. A 
Neuheit einer Erf indung 215 A 
Nichtakt 62 M 
Nichtberechtigter, V e r f ü g u n g eines - n 

243 M 
Nicht e r f ü l l t e r Vertrag s. Einrede 
Nichtigkeit s. Verwaltungsakt 
Nichtigkeitsklage be im E u G H 474 f. A 
Niederstwertprinzip 135 ff. A 
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N o r m e n , r e c h t s b e g r ü n d e n d e u n d rechts­
hindernde - 149 M 

Normenkontrollverfahren, v e r w a l ­
tungsgerichtliches 334 A 

Verhä l tn i s des - - z u m verfassungs­
gerichtlichen - 39 R 

Notbedarf seinrede 126 A 
N ö t i g u n g , Rechtswidrigkei t 373 ff. A 

Z w e c k - M i t t e l - R e l a t i o n 124 R , 377 f. A 
Notwehr, Pflicht zur Ret tung des i n - ver­

letzten Angreifers 152 ff. M 
Provoka t ion 361 M 
zur A b w e h r v o n W e t t b e w e r b s v e r s t ö ß e n 

355 A 
nul lum crimen sine lege 373 ff. A 

Offenbarungseid, M e i n e i d bei - 165 R 
Offene Handelsgesellschaft, G r ü n d u n g 

m i t M i n d e r j ä h r i g e m 27 ff M 
Haf tung des ausgeschiedenen Gesel l ­

schafters 423 f. A 
Offenkundigkeit der Vorbenu tzung einer 

Erf indung 215 A 
v o n Erfahrungssä tzen i m St ra fprozeß 

468 f. A 
Ö f f e n t l i c h k e i t der Beweisaufnahme 472 A 
m % I r r tum bei E r k l ä r u n g e n an die - 176 A 
Ö f f e n t l i c h e Sache, A b w e h r v o n Immis ­

sionen von - 413 f. R 
Ö f f e n t l i c h r e c h t l i c h e Assessorarbeit, 

Gutachten u n d U r t e i l 444f. M 
Verwaltungsakt und Widerspruchsbe­

scheid 62ff. M , 112ff. M , 275ff. M , 
314 ff M , 446 ff M , 483 ff. M 

Ö f f e n t l i c h r e c h t l i c h e Streitigkeit aus 
Versorgungseinrichtungen der Ä r z t e ­
kammern 209 R 

Ö f f e n t l i c h r e c h t l i c h e Verwahrung, 
Rechtsweg bei A n s p r ü c h e n aus - 428 A 

v o n V e r m ö g e n s g e g e n s t ä n d e n der Schü le r 
456 f. R 

„ O h n e Obl igo" 491 M 
omnimodo facturus, Anst i f tung des -

zu einer qualifizierten Tatbegehung 
502 f. R 

O p p o r t u n i t ä t s p r i n z i p i m Polizeirecht 
77 R 

i m Verwaltungsrecht 117 M 
ordre public 501 R 
Organisationsakt, Anfechtbarkeit v o n 

- e n 504 f. R 
Organstreitigkeit, keine - zwischen Par­

teimitglied u n d Partei 69 M 

Pachtvertrag 244 f. M 
„ P a r k z e t t e l - F a l l " 290 R 
Partei, Ausschluß aus einer polit ischen -

70 M 
Gebot der demokratischen inneren O r d ­

nung 71 M 
Mitgliedschaft 69 M 
Rechtsstellung der polit ischen - e n 72 

(E 10) M 
verfassungsrechtliche Stel lung der p o l i ­

tischen - e n 69 M 
s. auch Meinungsfreiheit 

Parteienprivileg 75 R 
P a r t e i f ä h i g k e i t , Behandlung i m R u b r u m 

272 f. M 
Parteivorbringen, E r w ä h n u n g des -s i n 

den E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e n 275 M 
Lehre v o m gleichwert igen - 358 f. M 
und Beweisaufnahme 24 f. M 
W ü r d i g u n g i m Gutachten 356 M 

Patenterteilung, Voraussetzungen 214 A 
Patentrecht, Grundbegriffe 213 ff. A 
P e r s ö n l i c h e Einreden des Wechse l ­

schuldners bei W e c h s e l r ü c k l a u f 491 f. 
M 

Pfandrecht, Ansp ruch auf Aufgabe eines 
-s bei Einrede 299 f. A 

Pfandverwertung, außerger ich t l iche -
für einredebehafteten Anspruch 301 A 

Pfleger, Wi rksamke i t der Bestellung eines 
# -s 244 M , 458 R 

Pflichtverletzungen, Sanktionen gegen -
i m Recht der Europä i schen Gemein­
schaften 475 A 

Planhaftigkeitsprinzip 310 A 
Planungswertausgleich 308 f. A 
Polizei , Schutz der öffentlichen Sicherheit 

und O r d n u n g 283 f. M 
Verfo lgung v o n Ordnungswidrigkei ten 

283 M 
s. auch Haussuchung 

Polizeipflichtiger, A u s w a h l unter meh­
reren - n 330 R 

Polizeirecht, Kosten der Ersatzvornahme 
330 R 

Polizeiverordnung, E r m ä c h t i g u n g z u m 
Er laß v o n - e n 282 M 

V e r s t o ß gegen -en , B u ß g e l d 282 M 
- - , Kriminalstrafe 285 (E 3) M , 286 
(E 18) M 
- - , Zwangsgeld 285 (E 3) M 

Positive Forderungsverletzung 202 M , 
352 A 

durch mangelhafte Bauplanung 350 f. A 
durch Unterlassen des Abrufs der ge­

kauften W a r e 407 M 
Post s. Deutsche Bundespost 
P r ä j u d i z i e n , Behandlung i n P rü fungs ­

arbeiten 27 M 
P r ä k l u s i o n s. Vollstreckungsabwehrklage 
Preisbindung, Unterbietung durch A u ­

ßensei ter 122 R 
Preisgefahr 119 M 
Pressefreiheit und B i n d u n g an Partei­

disziplin 70 M 
prima-facie-Beweis 149 M 
Privatschule, Verwaltungsrechtsweg bei 

Klage auf Aufnahme i n eine - 370 f. R 
Prokura, Ertei lung durch o H G mit m i n ­

der jähr igem Gesellschafter 29 M 
P r o z e ß , Geltendmachung der Einrede i m -

294 f. A 
W i r k u n g der Einrede i m - 304 A 

P r o z e ß f ä h i g k e i t i n Ehesachen 458 R 
P r o z e ß g e s c h i c h t e i m Urteilstatbestand 

274 f. M 
P r o z e ß h a n d l u n g , Irrtumsanfechtung 177 

A 
Rechtsgeschäft und - 130 A 

P r o z e ß p f l e g e r , Vertretungsbefugnis des -s 
bei anfechtbarer Bestellung 458 R 

P r o z e ß v e r g l e i c h , gemeinsamer Verzicht 
der Parteien auf p r o z e ß b e e n d i g e n d e 
W i r k u n g des -s 411 R 

P r ü f u n g s. Assessorexamen 
s. Referendarexamen 

P r ü f u n g s m e t h o d e n , Unterschied z w i ­
schen den - i n Deutschland und U S A 
436 A 

s. auch L a w School Admiss ion Test 

quae sit actio? 117 M 

„ R a d f a h r e r - F a l l " 14 ff. A 
R a n g ä n d e r u n g , Antragsberechtigung zur 

Eintragung einer - 410 R 
R a u b , Gesetzeskonkurrenz bei - 151 M 
Rauschtat, Konkur renz mehrerer -en 

366 M 
Verbots i r r tum bei - 249 R 

Realkonkurrenz 89 ff. A 
Recht z u m Besitz als Einrede 297 A 
Rechtfertigungsgrund bei Jagdwilderei 

322 M 
Rechtliches G e h ö r i m Ehrengerichtsver­

fahren 71 M 
i m Strafprozeß 165 R 
i m Verwaltungsverfahren 67 M 
i m Widerspruchsverfahren 449 f. M 

Rechtsanwalt, Berufsbild und Werdegang 
des -s i n Frankreich 371 f. J 

Rechtsempfinden des Volkes 377 A 
Rechtsfrage, Behandlung v o n - e n i m G u t ­

achten 442 M 
Unterscheidung zur Tatfrage 239 M 

R e c h t s g e s c h ä f t , Ä n d e r u n g eines -s 222f. A 
s. auch P r o z e ß h a n d l u n g 

Rechtsgrundverweisung i n § 951 I B G B 
248 R 

Rechtsgutbegriff 353 (F 8) A 
R e c h t s h ä n g i g k e i t i m Arrestverfahren 164 

R 
Beseitigung der - durch P r o z e ß v e r ­
gleich 411 R 

Rechtskraft, B i n d u n g der Verwal tungs­
b e h ö r d e n an mat. - des Strafurteils 
271 A 

sittenwidrige Ausnutzung der - eines 
Zivi lur te i ls 164 R 

- des Unterhaltsurteils i m St rafprozeß 
411 f. R 

Theorien 164 R , 412 R 
Rechtsmittel, Statthaftigkeit und „ G r u n d ­

satz der M e i s t b e g ü n s t i g u n g " 207 R , 
398 f. M 

s. auch Kostenentscheidung 
Rechtsmittelbelehrung imWiderspruchs-

bescheid 485 A 
Rechtsscheintheorie i m Wechselrecht 

488 f. M 
R e c h t s s c h u t z b e d ü r f n i s für Feststellung 

der Rechtswidrigkeit eines erledigten 
V A 414 R 

Zulässigkei t der Berufung und - 164 R 
Rechtsschutzgarantie 205 R 
Rechtssicherheit und Gerechtigkeit 2 7 1 A , 

428 f. A 
Rechtsstaatsprinzip, Beachtung i m E h ­

rengerichtsverfahren einer politischen 
Partei 71 M 

Erfordernis der B e g r ü n d u n g v o n Staats­
akten 67 M 

Erfordernis einer E r m ä c h t i g u n g s n o r m 
für die A r t und Weise der D u r c h ­
setzung öffentl ichrechtl icher A n s p r ü ­
che 499 R 

verfassungsmäßige O r d n u n g 367 f. R 
Rechtsvergleichung, Internationale Fa ­

kul tä t für - i n L u x e m b u r g 124 J , 292 J 
Rechts Vermutungen s. Beweislast 
Rechtsweg bei Amtshaftung und ent­

eignungsgleichem Eingr i f f 192 M 
s. auch Verwaltungsrechtsweg 

Rechtswidrigkeit, erlaubtes R i s iko und -
17 ff. A ^ 

Rechtswidrigkeitsprinzip bei N ö t i g u n g 
376 A 

Rechtswidrigkeitszusammenhang als 
M a ß s t a b für Haftungsbegrenzung 288 
R 

recours de pleine juridiction s. Ermes­
sensnachprüfung 

recours pour e x c è s de pouvoir s. N i c h ­
tigkeitsklage 

Referendarausbildung, Recht auf G e ­
nehmigung v o n N e b e n t ä t i g k e i t e n w ä h ­
rend der - 79 f. J 

s. auch Disziplinarrecht 
s. auch Vorbereitungsdienst 
s. auch wahlfreie Station 

Referendarexamen, Ergebnisse des -s 
1963 212 J 

Klausurtexte aus dem bayerischen -
210 ff. J , 414 ff J 

Referendarhausarbeit, strafrechtliche -
151 ff. M 

Referendarklausur, handelsrechtliche -
27 ff., 486 ff. M 

öffentl ichrechtl iche - 68 ff. M , 281 ff. M 
strafrechtliche - 360 ff. M 

2. Referendartagung ü b e r französisches 
Recht i n Saarbrücken 40 J 
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reformatio i n peius bei Gesamtstrafen­
b i ldung 412 f. R 

i m Widerspruchsverfahren 484 M 
Revision s. Rechtsmittel 
Richter, Unabsetzbarkeit des -s 287 R 

Verwertbarkeit privaten Wissens des -s 
i m St rafprozeß 468 f. A 

R u b r u m , Formul ierung des -s 199 (E1) M , 
242 M , 272 f. M 

R ü c k a b w i c k l u n g eines wegen arglistiger 
T ä u s c h u n g angefochtenen Vertrages 
121 R 

R ü c k t r i t t , Ausschluß des -s nach § 351 
B G B 312 f. A 
be im K a u f einer gestohlenen Sache 
310 ff. A 

v o m Versuch 364 M 
R ü c k v e r w e i s u n g durch Widerspruchs­

b e h ö r d e 484 M 
Ruhegeldanspruch des Arbeitnehmers 

39 R 

S a c h b e s c h ä d i g u n g 322 M 
Sachhehlerei, Versuch bei - 324 M 
Sachherrschaft 234 A 
Sachlegitimation, P rü fung der - als B e -

standteÜ der Schlüssigkeitsprüfung 193 
M 

S a c h r ü g e i n der Revis ion (Strafprozeß) 
370 R 

Sachverhalt, Erarbeitung des -s i n P r ü ­
fungsarbeiten 241 M 

S a c h v e r s t ä n d i g e r , Stellung i m P r o z e ß 
246 R 

Verhä l tn is des Richters zum - n 469 f. A 
S a c h v e r s t ä n d i g e n g u t a c h t e n , privates -

als Partei vorbringen 199 (E 8) M 
Sachwerttheorie be im Diebstahl 478 ff". A 
Sachzusammenhang, Gesetzgebungs­

kompetenz des Bundes kraft - 231 A 
Saldotheorie 36 R , 121 R 
Sammelbesteller, Vertrieb über - 38 R 
Scaevola 451 fF. M 
Schadensersatz wegen N i c h t e r f ü l l u n g 

b e i m Werkver t rag 198 M 
Schadensersatzpflicht bei K ü n d i g u n g 

ohne Angabe v o n G r ü n d e n 97 f. A 
Scheidungsvereinbarung, Wi rksamke i t 

369 R 
Schenkung v o n Todes wegen 328 R 
S c h l ä g e r m e n s u r , Strafbarkeit 379 A 
Schlechtlieferung s. Kaufvertrag 
S c h l ü s s i g k e i t s p r ü f u n g bei Anspruchs­

konkurrenz zwischen Amtspflichtver­
letzung und enteignungsgleichem E i n ­
griff 192 M 

bei öfFentlichrechtlichen Streitigkeiten 
445 M 

Hilfstatsachen i n der - 357 f. M 
Schuldanerkenntnis, deklaratorisches und 

konstitutives - 74 R 
Schuldarten, Abgrenzung v o n Vorsatz 

und Fahrlässigkeit 53 ff A 
Schuldausspruch s. Schuldfähigkeit 
S c h u l d f ä h i g k e i t als Voraussetzung für 

Schuldausspruch i m Eheaufhebungs­
urteil 501 f. R 

Schule, Rechtsverhäl tnis zwischen Schüler 
und - 456 f. R 

Sch l i eßung einer - als V A 504 f. R 
S c h u l r e c h t s v e r h ä l t n i s , verwaltungsge­

richtlicher Rechtsschutz i m - 166 R 
Schweigen auf kaufmännisches Bes tä t i ­

gungsschreiben 73 R 
Schwerer Diebstahl 323 M 
Selbstbedienungsladen, Diebstahl i m -

235 A 
Selbstbindung der Verwal tung bei H a n d ­

habung des Ermessens 115 M 
Selbstentscheidung durch Widerspruchs­

b e h ö r d e 364 M 

Selbsthilfe zur Durchsetzung eines ein­
redebehafteten Anspruchs 299 A 

Selbstkontrahieren des gesetzlichen V e r ­
treters 30 f. M 

Selbstkontrolle, verwaltungsinterne -
275 M 

Selbstmord, Beihüfe - 250 R :361 f. M 
Selbstmorddrohung als N ö t i g u n g 377 A 
Sicherheitsleistung, Einrede der mangeln­

den - 125 A 
Sittenwidrigkeit als u n r e c h t s b e g r ü n d e n ­

des M e r k m a l i m Strafrecht 373 ff. A 
Objektivierbarkeit des Begriffs der -

379 A 
v o n Wettbewerbshandlungen 38 R 

Soldat, Haftung des - e n gegenübe r Dienst­
herrn 499 f. 

Diebstahl" v o n U n i f o r m t e ü e n 477 fF. A 
Sonderumsatzsteuer, Verfassungswidrig­

keit v o n - n der Länder und Gemein­
den 120 R 

Sozialrechtsweg, Abgrenzung v o m V e r ­
waltungsrechtsweg 209 R 

S p e z i a l i t ä t 90 A , 237 A 
Spezieskauf, Sachmänge lha f tung beim -

I f f . A 
S p h ä r e n t h e o r i e i m Arbeitsrecht 291 R 
Staatsanwaltschaft, Bejahung des öff In­

teresses an der Strafverfolgung bei 
K ö r p e r v e r l e t z u n g 503 f. 

En tsch l ießungen der - 324 M 
Statthaftigkeit des Widerspruchs 316 f. M 

s. auch Rechtsmittel 
Sterilisation, freiwill ige 379 f. A 
Steuern mi t ör t l ich bedingtem W i r k u n g s ­

kreis 120 R 
Stilregeln für Ur te i le 110 M 
S t i p e n d i e n g e w ä h r u n g be im Hochschul­

studium i n den U S A 435 A 
Strafrechtliche Literatur 461 ff J 
Strafrechtshausarbeit (Ref.) 151 ff. M 
Strafrechtsklausur 320 ff M (Ass.), 360ff. 

M (Ref.) 
Strafurteil, B i n d u n g der Verwaltungs­

b e h ö r d e an Rechtskraft des -s 269 ff. A 
S t r a f v e r f ü g u n g s v e r f a h r e n , Einlei tung 

durch die zus tändige B e h ö r d e 208 R 
S t r a ß e n v e r k e h r , Gewaltanwendung i m -

124 R 
Streik, Abgrenzung zwischen legi t imem, 

i l l eg i t imem und w ü d e m - 291 R 
Streitgegenstand, bestimmte Angabe des 

-s 396 A 
Streitgehilfe i m R u b r u m 272 M 
Stromzufuhr, Unterbrechung der - als 

E ingr i f f i n den eingerichteten und aus­
g e ü b t e n Gewerbebetrieb 288 R 

S t ü c k s c h u l d 118 M 
Studienfahrt deutscher Jurastudenten nach 

Paris 332 J 
Studium, juristisches - i n Italien 77 f. J 

s. auch Ausb i ldung 
Stundung, Einrede der - 296 f. A 
Subjektstheorie 413 f. R 
S u b s i d i a r i t ä t 39 R , 91 A , 237 A 
Substantiierungslast, Berücks ich t igung 

der - der Parteien i m Gutachten 359 f. 
M 

Substanztheorie be im Diebstahl 479 A 
Subventionen, Erfordernis einer gesetz­

l ichen E r m ä c h t i g u n g für die Vertei lung 
v o n - 182 A , 246 R 

Verbot v o n - i m Recht der Europ. G e ­
meinschaften 307 A 

Suspendierung des Arbeitsverhältnisses 
500 R 

Suspensiveffekt des Widerspruchs 280 M 

Tageswertprinzip 133 ff. A 
Tarifvertrag, Anspruch der Gewerk­

schaften auf Teilnahme an Verhand­
lungen ü b e r - 73 R 

X V 

Tatbestand, Abfassung des -s i m U r t e i l 
274 M 

des Berufungsurteils 199 (E 3) M 
Wiedergabe eines Briefwechsels i m -

239 M 
Tateinheit s. Idealkonkurrenz 
T ä t e r s c h a f t , Abg renzung v o n - und T e ü -

nahme 250 R 
be im unechten Unterlassungsdelikt 152 f. 

M 
s. auch mittelbare Täterschaf t 

Tatfrage, Unterscheidung zur Rechtsfrage 
239 M 

Tatmehrheit 89 ff. A 
Tatsachen, bewe i sbedür f t i ge - 22 M 

entscheidungserhebliche - 22 M 
Feststellung v o n - i m Strafprozeß 466 A 
rechtsausschl ießende , rechtshindernde, 

rechts vernichtende - 128 f. A 
V e r m u t u n g v o n Tatsachen und Bewe i s ­

last 240 M 
T a t s ä c h l i c h e s Handeln und I r r tum 169 A 
T ä u s c h u n g s h a n d l u n g be im Bet rug 482 A 
Teilnahme s. Tä te rschaf t 
Testament, I r r tum bei - 174 f. A 
Testamentsvollstreckerzeugnis, E i n ­

ziehung eines -ses 38 R 
Testierverbot, U m g e h u n g eines -s durch 

Rechtsgeschäf t unter Lebenden 248 R 
T e s t k ä u f e r , Hausfriedensbruch durch -

352 ff. A 
T i e r q u ä l e r e i 322 M 
Todesstrafe, Abschaffung der - 455 f. R 
T ö t u n g auf Ver langen und Beihi lfe z u m 

Selbstmord 250 R , 361 f. M 
durch Unterlassen 151 ff. M , 361 f. M 
fahrlässige - 14 ff. A , 53 ff A 

T ö t u n g s v o r s a t z , Verhä l tn i s z u m K ö r p e r ­
verletzungsvorsatz 365 M 

Treu und Glauben, Eintre ibung v o n A n ­
s p r ü c h e n durch den Konkursverwal ter 
37 R 

T u n , Rechtspflicht aus vorangegangenem -
152 ff. M , 363 M 

Kausal i tä t v o n - Unterlassen 14 f. A 

Ü b e r h o l e n , Verh inde rn des -s als N ö ­
t igung 378 A 

Ü b e r h o l t e Gesetze, B i n d u n g des R i c h ­
ters an - 427 f. A 

Ü b e r r e g i o n a l e r Verwaltungsakt 228 ff. 
A 

Ü b u n g s h a u s a r b e i t , bü rge r l i ch rech t l i che -
405 ff. M 

Literaturverarbeitung i n der - 408 (F 17) 
M 

Ü b u n g s k l a u s u r , bü rge r l i ch rech t l i che 
117 ff M , 158 ff M , 200 ff M 

öffent l ichrecht l iche 401 ff. M 
Unbestimmtheit eines V A 115 f. M 
Unbestimmter RechtsbegrifF 114 M , 

403 M 
Unechtes Unterlassungsdelikt 208 R , 

330 R , 363 M , 370 R , 412 R 
s. auch Garantenstellung 
s. auch Kausa l i tä t 

Uneheliches K i n d , Aussageverweige­
rungsrecht i m Strafprozeß 427 f. A 

Blutschandekinder 255 f. A 
Brautk inder 255 f. A 
Ehebruchskinder 255 f. A 
erbrechtliche Stellung (Reform) 259 ff. A 
Reformfragen 253 ff. A 
Rechtsstellung i m B G B 253 f. A 
soziale Stellung seit 1900 254 ff. A 
Verhä l tn i s zur Famil ie der M u t t e r und 

des Erzeugers 257 ff. A 
Verhandlungen des 44. D J T z u m Recht 

des -s 254 ff. A 
s. auch Unterhaltsanspruch 

Unfruchtbarmachung, freiwill ige 379 ff. 
A 
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Ungerechtfertigte Bereicherung s. K o n ­
d ik t i on 

U n g l ü c k s f a l l , Selbstmord als - 365 M 
Unitarismus als Verfassungsprinzip 233 A 
Unlauterer Wettbewerb, Haftung für 

W e t t b e w e r b s v e r s t ö ß e v o n Angestel l ­
ten 123 R 

Kundenfang des ausgeschiedenen A n ­
gestellten 162 R 

Preisunterbietung durch Außensei ter 122 
R 

U n m ö g l i c h k e i t , beiderseitige - bei A r ­
beitsvertrag 291 R 

der Leistung 118 M 
eines V A 115 M 

Unrecht be im unechten Unterlassungs­
delikt 153 f. M 

U n r e c h t s b e w u ß t s e i n , Teilbarkeit des -s 
249 R 

U n t ä t i g k e i t s k l a g e be im E u G H 475 A 
Unterbrechung der Ver j äh rung 99 A , 

395 ff. A 
Unterhaltsanspruch, Ü b e r g a n g des -s 

eines vorehelich geborenen Kindes auf 
Ehemann der Mut te r 162 R 

Verfassungsmäßigkei t des § 170811 B G B 
247 R 

Unterhaltspflichtverletzung 411 R 
Unterlassen, Abgrenzung v o n T u n und -

156 M 
pflichtwidriges - 208 R 
s. auch Kausali tät 

Unterlassene Hilfeleistung 155 f. M , 
361 f. M , 366 M 

Unterlassungsdelikt s. unechtes -
Unterlassungstitel, Volls treckung eines -s 

aus § 13 III U W G 123 R 
Unternehmung s. Bi lanz 
Unterschlagung als Auffangtatbestand für 

Vermögensde l ik t e 39 R 
Untersuchungsmaxime, Beweislast bei -

149 M 
i m Verwaltungsverfahren 66 M 
i m Widerspruchsverfahren 449 M 

Untervermietung, Herausgabe des M i e t ­
zinses bei unberechtigter - 457 R 

Unmittelbarkeit der Beweiserhebung 
472 f. A 

Untreue eines Verkehrspolizisten be im 
Kassieren v o n V e r w a r n u n g s g e b ü h r e n 
39 R 

U n v e r m ö g e n , anfängliches - 311 A 
des Schuldners 118 M 

U n z u v e r l ä s s i g k e i t zur A u s ü b u n g der 
Zahnheilkunde 269 f. A 

Urkundendelikt, v o r ü b e r g e h e n d e En t ­
wendung eines Parkzettels als - 290 R 

Urte i l s. Gutachten 
Urteilstenor, Fassung des -s 199 (E 2) M , 

242 M , 273 M 

V a l u t a v e r h ä l t n i s s. Doppelmangel 
Verbindlichkeit, Einstehen für fremde -

durch Minder jäh r igen 289 R 
Verbotsirrtum bei Rauschtat 249 R 
V e r d ä c h t i g u n g 324 M 
Verfahrenspatent 216 A 
V e r f a h r e n s r ü g e i n der Revis ion (Straf­

p rozeß) 370 R 
Verfassungsbeschwerde gegen G e ­

schäftsverteilungsbeschluß 287 R 
V e r f a s s u n g s m ä ß i g e Ordnung 367 f. R 
Verfassungsrecht, Berücks ich t igung deut­

schen -s i m I P R 501 R 
V e r f a s s u n g s v e r r ä t e r i s c h e Vereinigung 

75 R 
Verfassungswidrigkeit des N ö t i g u n g s ­

tatbestandes 376 A 
europä ischer Vertragsvorschriften 326 R , 

343 A , 393 A 
Verfassungsrecht, nationales - und euro­

päisches Gemeinschaftsrecht 326 R , 
343 A , 393 A 

V e r j ä h r u n g , H e m m u n g durch Einrede 
294 A 

Unterbrechung durch Klageerhebung 
395 ff. A 

Verkehrswert v o n A g r a r g e l ä n d e 309 A 
V e r k ü n d u n g s v e r m e r k auf dem Ur te i l s ­

entwurf 273 M 
Verlassen i n hilfloser Lage 364 f. M 
V e r m ö g e n s v e r s c h i e b u n g 137 f. A 
venire contra factum proprium 159 f. M 
V e r ä u ß e r u n g s v e r b o t , pactum de n o n 

cedendo als - 162 R 
V e r e i n s a u s s c h l u ß , Ehrengerichtsverfah­

ren bei - 71 M 
Kont ro l l e durch die staatlichen Gerichte 

70 M 
Vereinsautonomie 70 M 
Verfassungsbeschwerde 69 M 
V e r f a s s u n g s m ä ß i g k e i t , P r ü f u n g der -

anzuwendender Rechtsnormen durch 
die V e r w a l t u n g s b e h ö r d e 113 M 

V e r h ä l t n i s m ä ß i g k e i t der M i t t e l 115 M 
V e r j ä h r u n g , Einrede der - 126 A 

bei Anspruchskonkurrenz 247 R 
Unterbrechung durch Klageerhebung 

99 A , 395 ff. A 
Verkehrsdelikt als Disziplinarvergehen 

460 f . J 
Verkehrsunfallflucht, zivilrechtliche Haf­

tung 409 f. R 
Verkehrszeichen, Rechtsnatur 166 R 
Verlassen eines Hilf losen 154 M 
Verleumdung, Wahrnehmung berechtig­

ter Interessen bei 330 R 
Vermieter, Ve r j äh rung v o n Ersatzan­

sprüchen des -s 247 R 
V e r m ö g e n s s c h a d e n , Verlust der G e ­

brauchsvorteile eines P k w als - 206 R 
V e r m ö g e n s v e r f ü g u n g , 235 A 
Verpflichtungsklage auf Versetzung eines 

Schülers 166 R 
versari in re illicita 19 A 
V e r s ä u m n i s u r t e i l , Berufung gegen -

398 f. M 
Verschollenheit 244 M 
Versetzung eines Beamten 401 M 

eines Schülers 166 R 
Versteinerungstheorie, Bes t immung des 

Güterrechtss ta tu ts v o n S B Z - F l ü c h t -
l ingen 37 R 

Versuch, beendigter - 364 M 
bei T ö t u n g durch Unterlassen 362 f. M 
R ü c k t r i t t v o m 364 M 

Verteidigung, widerspruchsvolle - des 
Beklagten 150 M 

Verteidigungsmittel, Einrede als - 128 A 
Vertrag, Auslegung des -es und Beweis ­

last 238 f. M 
Einrede des nicht erfüllten -es 118 M , 

125 A , 239 f. M , 274 M 
verwaltungsrechtlicher - 383 f. A 
zugunsten Dri t ter auf den Todesfall 328 R 
s. auch R ü c k a b w i c k l u n g 

Vertragsfreiheit, verfassungsrechtliche 
Gewähr l e i s tung der - 73 R 

Vertragshilfe, A u s w i r k u n g der Herab­
setzung einer Verbindl ichkei t auf 
Bürgschaf t 425 f. A 

V e r t r a g s s c h l u ß 158 M 
Vertragszweck s. Geschäf tsgrundlage 
Vertrauensschaden bei Irrtumsanfech­

tung 173 A 
Vertreter, M i ß b r a u c h der Vertretungs­

macht 368 f. R 
M i t w i r k u n g bei k a u f m ä n n i s c h e m B e ­

stä t igungsschreiben 73 R 
Verwahrungsbruch 290 R 
Verwaltung, Aufsicht übe r - 388 A 

fiskalisches Handeln 385 ff. A 
s. auch Wi l lensb i ldung 

Verwaltungsakt 62 f. M , 381 f. A 
B e g r ü n d u n g 67 M 
Bekanntgabe 68 M 

erledigter - 414 R 
Fehler des -s 63 M 
Heranziehung eines Beamten zu Leis tun­

gen durch - 499 R 
mehrstufiger - 75 R 
mi twi rkungsbedür f t i ge r - m i t belasten­

der Auflage 103 ff. A 
Nebenbestimmungen eines -s 103 A 
Nich t igke i t des -s 63 M 
Rechtsmittelbelehrung i m - 68 M 
Schulkonferenzbeschluß als - 166 R 
über reg iona le r - 228 ff. A 
und verwaltungsinterner V o r g a n g 76 R 
und Widerspruchsbescheid 62 iff. M , 

112 ff. M , 275 ff. M , 314 ff. M , 446 ff. 
M , 483 ff. M 

Verkehrszeichen als - 166 R 
Vol ls t reckung 387 A 
s. auch Verwaltungsverfahren 

Verwaltungsausbildung, R e f o r m der -
für Referendare 505 f. J 

Verwaltungshandeln 333 ff. A , 381 ff. A 
Verwaltungskompetenz, A l t e r m ä c h t i ­

gungen 232 A 
Begr i f f und Grundlagen 231 A 
ungeschriebene - des Bundes 228 ff. A 
z u m Er laß über reg iona le r V A e 228 ff. A 

Verwaltungslehre 334 f. A 
V e r w a l t u n g s m a ß n a h m e n , Beg r i f f und 

A r t e n 338 A 
Durchsetzung 386 A 
zur Regelung von Einzelfällen 381 f. A 

Verwaltungspolitik 335 A 
Verwaltungsrechtlicher Vertrag 383f. A 
Verwaltungsrechtsweg für K l a g e auf 

Aufnahme i n Privatschule 370 f. R 
und Sozialrechtsweg 209 R 
Zulässigkei t des -es 314 f. M , 504 R 

Verwaltungs verfahr en 63 ff. M , 105 A 
Antragserfordernis 63 f. M 
Beweisaufnahme i m - 67 M 
Besetzung der B e h ö r d e i m - 65 M 
Einlei tung des -s 63 f. M 
Grundsatz der N ich t fö rml i chke i t des -s 

65 M 
M i t w i r k u n g anderer B e h ö r d e n 66 M , 

75 R , des Betroffenen 66 M , 103 ff. A , 
Dri t ter 66 M , v o n Ausschüssen 65 M 

rechtliches G e h ö r 67 M 
Untersuchungsgrundsatz 66 M 
Zus tänd igke i t 64 M , 318 M 

Verwaltungsvollstreckung 387 A , 499 R 
Verweilen, unbefugtes - 353 A 
Verweisung v o m streitigen Gericht 

an Gericht der freiwil l igen Gerichts­
barkeit 163 R 

Verwendungsersatz, Anspruch auf - i m 
Eigen tümer-Bes i tze r -Verhä l tn i s 328 R 

Verwerflichkeit als u n r e c h t s b e g r ü n d e n ­
des M e r k m a l 373 ff. A 

Verwertungsverbot für Beweismit tel i m 
Strafprozeß 471 f. A 

Verzeihung, I r r tum bei - 174 A 
Verzicht auf Einrede 221 ff. A 
Verzug bei der Erfül lung eines einredebe­

hafteten Anspruchs 301 f. A 
des Käufers bei Abnahme der Kaufsache 

118 M , 407 M 
Vollstreckung v o n A k t e n der Europ . Ge­

meinschaftsorgane 394 A 
v o n V e r w a l t u n g s m a ß n a h m e n 387 A 

Vollstreckungsabwehrklage, Geltend­
machung einer Einrede durch - 303 A 

nacht räg l iche A u s ü b u n g eines Gestal­
tungsrechts 458 R 

P r ä k l u s i o n s w i r k u n g des § 767 III Z P O 
75 R 

Vollstreckungsgegenklage s. Vol ls t rek-
kungsabwehrklage 

Vorabentscheidung des E u G H 20 ff A , 
476 f. A 

Vorausklage, Einrede der - 125 A 
Vorausverzicht auf Hausrecht 355 f. A 
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Vorbemerkungen i n Klausuren 367 (E 
12) M 

i m Urteilstatbestand 274 f. M 
Vorbenutzungsrecht bei Erfindungen 

217 A 
Vorbereitungsdienst, Verwaltungsaus­

b i ldung i m - 505 f. J 
V e r k ü r z u n g des -es 506 J 
s. auch Refe renda rausbüdung 

Vorkauf, Pflicht zur Verschaffung gezoge­
ner Nutzungen 496 f. M 

Vormerkung eines Vorkaufsrechts 498 
(E 4, 5) M 

für einredebehaftete Forderung 299 A 
gu tg läub ige r Erwerb 245 M 

Vorlage an den E u G H 20 f. A , 476 f. A 
Vormundschaftsgericht, Befreiung v o m 

Ehehindernis wegen Ehebruchs 289 R 
Befugnisse nach § 1747 III B G B 161 R 
Zus tänd igke i t für Anspruch auf Heraus­

gabe eines für ehelich erklär ten Kindes 
163 R 

Vormundschaftsgerichtliche Genehmi­
gung der Anstaltsunterbringung M i n ­
der jähr iger durch ihre Eltern 121 R 

des Beitritts Minder jäh r ige r zu einer 
e G m b H 2 8 8 R 

Vorsatz, Abgrenzung v o n bedingtem -
und b e w u ß t e r Fahrlässigkeit 53 ff. A 

be im Unterlassungsdelikt 154 M 
Vorsatztheorien i m Strafrecht 54 ff. A 
Vorstandsmitglied, faktisches Arbeits­

verhäl tnis des -s einer A G 410 f. A 
Vortat, straflose - 92 A 
V o r t ä u s c h u n g einer Straftat 324 M 
Vorte i l , rechtlicher - 158 (F 4) M 
Vorteilsausgleichung 121 R 

Wahlbeeinflussung durch Hirtenbrief 287 
R 

Wahlfreie Station bei der Deutsch-Ara­
bischen Handelskammer i n K a i r o 
4 6 1 J 

be im Europa-Rat 40 J 
bei einem französischen Rechtsanwalt 

371 f . J 
bei einer Handwerkskammer 251 f . J 

Wahlschuld 110 M 
Wahrheit, Begr i f f und Erkennbarkeit 

465 f. A 
Wahrheitsfindung i m Strafprozeß 465 ff. 

A 
Wahrheitspflicht des Arbeimehmers bei 

Angaben ü b e r persönl iche Ve rhä l t ­
nisse 146 f. A , 331 R 

Wahrnehmung berechtigter Interessen 
330 R 

Wahrunterstellungen i m Gutachten 23 M 
Wandlung, Beweislast 240 M 
Warenvertrieb durch Sammelbesteller 

38 R 
Wechselakzept eines Minder jähr igen 42 f. 

A 

Wechselkopie, A n s p r ü c h e aus - 489 f. M 
Wechselrechtliche E r k l ä r u n g , Irrtums­

anfechtung 177 A , 490 M 
Wechselrechtsklausur, G r u n d ü b e r l e g u n ­

gen 487 M 
Reihenfolge der P rü fung der Anspruchs­

voraussetzungen 487 f. M 
W e c h s e l r ü c k l a u f 491 M 
Wegnahme als Tatbestandsmerkmal des 

Diebstahls 235 A , 478 A 
Wegnahmerecht nach § 951 II 2 B G B 

248 R 
Weisungen, parlamentarische - 1 8 9 1 A 
„ W e r k m i l c h a b z u g - U r t e i l " 456 R 
Werkvertrag, Abgrenzungsmerkmale 

zwischen - und Dienstvertrag 347 f. 
A 

A b n a h m e des Werkes 200 (E 13) M 
M ä n g e l b e s e i t i g u n g durch Besteller 200 

(E 18 ff.) M 
Wertpapiertheorien 421 f. A , 488 f. M 
Werturteile, Fo r tw i rkung gesetzlicher -

426 f. A 
Wichtiger Grund für auße ro rden t l i che 

K ü n d i g u n g (Arbeitsrecht) 500 R , 
505 R 

Widerklage i m Ehehchkeitsanfechtungs-
p r o z e ß 457 R 

Par tei Wechsel i n der - 122 R 
Widerrechtlichkeit der N ö t i g u n g 373 ff. 

A 
Widerruf des mi t einem Minde r j äh r igen 

geschlossenen Vertrages 159 M 
v o n P r o z e ß h a n d l u n g e n 290 R 

Widerspruch, Abhüfever fah ren 279 M 
B e g r ü n d e t h e i t 483 f. M 
Erhebung 278 M 
Suspensiveffekt 280 M 
Statthaftigkeit 316 f. M 
Verz ich t auf - 279 M 
Zuläss igke i t 278 ff. M 
Z u r ü c k n a h m e 281 M 

W i d e r s p r u c h s b e h ö r d e , Besetzung der -
449 M 

Widerspruchsberechtigung 450 M 
Widerspruchsbescheid 275 ff. M , 389 A , 

314 ff. M , 446 ff. M , 483 ff. M 
En t sche idungsmög l i chke i t en 484 M 
Kostenentscheidung 485 M 
Kundmachung 484 ff. M 
Z u s t ä n d i g k e i t z u m Er laß des -s 318 M 

Widerspruchsfrist 446 ff. M 
Widerspruchsverfahren, Abhilfeverfah­

ren 279 M 
allgemeine Grundsä tze 275 ff. M , 448 f. 

M 
als vorbereitendes Verfahren 277 M 
Verz i ch t auf - aus p r o z e ß ö k o n o m i s c h e n 

G r ü n d e n 275 M 
Wiedereinsetzung i n den vor igen Stand 

447 f. A 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

s. Widerspruchsverfahren 

W i e d e r e r ö f f n u n g der m ü n d l i c h e n V e r ­
handlung 24 M 

W i l l e n s b e t ä t i g u n g , Freiheit der - als 
Schutzobjekt bei N ö t i g u n g 374 A 

Willensbildung i n der Verwa l tung 336 A 
W i l l e n s e r k l ä r u n g , Lehre v o n der - 169ff. 

A 
W i l l e n s m ä n g e l be im Er laß v o n V e r w a l ­

tungsakten 116 M 
Willensmoment bei der V e r m ö g e n s v e r ­

f ü g u n g 235 A 
Willenstheorie i m ZivÜrecht 170 A 
Wirtschaftlicher EigentumsbegrifF 

beim Diebstahl 480 A 
Wirtschaftsordnung i n den Eu rop . G e ­

meinschaften 307 f. A 
Witwenrente, Geschiedenenwitwenrente 

329 R 
W o h n r a u m , Zweckentfremdung v o n -

104 A 
Wohnsitz des ehel. Kindes 500 R 
Wohnung , Grundrecht der Unve r l e t z l i ch ­

keit der - 283 f. M 
W o h n u n g s b a u p r ä m i e , Ver fas sungsmä­

ß igke i t der - für Ehepaare 246 R 

Zeugenaussagen, Behandlung i n den E n t ­
sche idungsgründen 275 M 

Zeugnisverweigerungsrecht i m Straf­
p r o z e ß 470 A 

Zivilrechtsweg s. Immissionen 
Zueignungsabsicht be im Diebstahl 478ff. 

A 
Z u g u m Z u g , V e r u r t e ü u n g - 274 M 
Zumutbarkeit des T ä t i g w e r d e n s b e i m u n ­

echten Unterlassungsdelikt 153 f. M , 
330 R 

Z u r ü c k b e h a l t u n g s r e c h t an der Arbe i t s ­
leistung 291 R 

Einrede des -s 125 ff. A 
für einredebehafteten Anspruch 301 A 

Z u s t ä n d i g k e i t z u m Er laß eines V A 64 M 
z u m Er laß eines Widerspruchsbescheids 

318 M 
Zustandshaftung s. Handlungshaftung 
Zustellung des Widerspruchsbescheids 

485 A 
Zust immung bei mehrstufigem V A 75 R 

Schweigen auf kaufmännisches Bes t ä t i ­
gungsschreiben als - 73 R 

Zwangsmittel, P r inz ip des Vor rangs 
staatlicher - 377 A 

Zwangsvollstreckung s. Vol l s t reckung 
Z w e c k m ä ß i g k e i t eines V A 116 f. M , 

484 M 
Zweck-Mittel-Relation bei der N ö t i ­

gung 124 R , 377 f. A 
Zwecktheorie zur Abgrenzung v o n 

Rech t f e r t i gungsg ründen i m Strafrecht 
375 A 

Zweikonditionentheorie 36 R , 121 R 
Z w e i t g e s c h ä f t e zur U m g e h u n g eines 

Testierverbots 248 R 

A 

a. A anderer Ansicht 
aaO am angegebenen O r t 
abgedr. . . abgedruckt 
A b k . G e m . O r g . A b k o m m e n ü b e r ge­

meinsame Organe für die E u r o ­
päischen Gemeinschaften 

abl ablehnend 
A B l Amtsblatt , insb. Amtsblatt der 

Europä ischen Gemeinschaften ; 
vo r 1958: Amtsblatt der E G K S 

A b s Absatz 
Abschn . . Abschnit t 
abw abweichend 

VI. Abkürzungsverzeichnis 

A c P A r c h i v für die civilistische 
Praxis 

A D H G B . Allgemeines Deutsches H a n ­
delsgesetzbuch 

a. E am Ende 
a. F alte Fassung 
A G Aktiengesellschaft 
A G - Ausführungsgese tz 
A G B Allgemeine Geschäf tsbedingun­

gen 
A H B Allgemeine Haftpflichtversi­

cherungs-Bedingungen 
A k t G . . . Aktiengesetz 
allg allgemein 
A l l g . T e i l . Al lgemeiner T e i l des B G B 

A L R Allgemeines Landrecht für d i e 

Preuß i schen Staaten 
a. M anderer M e i n u n g 
A m t l . S lg . Amt l i che Sammlung 
A m t s G . . Amtsgericht 
A n g e k l . . Angeklagte(r) 
A n n Anhang 
A n m . . . . A n m e r k u n g 
A n V G . . . Angestelltenversicherungsge­

setz (n. F.) 
A ö R A r c h i v für öffentliches Recht 
A P Nachschlagewerk des Bundes­

arbeitsgerichts (seit 1954, v o r ­
her : Arbeitsrechtliche Praxis) 

A r b g . . . . Arbeitgeber 



XVIII VI. Abkürzungsverzeichnis 

A r b G . . . Arbeitsgericht 
A r b G e b . . D e r Arbeitgeber 
A r b G G . . Arbeitsgerichtsgesetz 
A R - B l a t t e i Arbeitsrecht-Blattei 
A r b n . . . . Arbeitnehmer 
A r b n E r f G Gesetz übe r Arbeitnehmererfin­

dungen 
A r b R S l g . s . A R S 
A r c h K o m m W i s s . A r c h i v für K o m m u n a l ­

wissenschaften 
A R S Arbeitsrechtssammlung (Bens-

heimer's Sammlung) 
A R S P h . . A r c h i v für Rechts- und Sozial­

philosophie 
A r t A r t i k e l 
A S Sammlung der Entscheidungen 

des rheinlandpfälzischen und 
des saarländischen O V G 

Ast . (in) . Antragsteller(in) 
A T Allgemeiner T e ü 
AufF. Auffassung 
A u f ! Auflage 
A u R Arbei t und Recht 
A V A V G . Gesetz übe r Arbeitsvermitt lung 

und Arbeitslosenversicherung 
A V G Angestelltenversicherungsge­

setz (a. F.) 
A W D . . . Außenwir tschaf tsdienst des B e ­

triebs-Beraters 
A W G . . . Außenwir tschaf tsgesetz 
A z Aktenzeichen 
A Z O Arbeitszeitordnung 

B 
B a d W ü r t t . B a d e n - W ü r t t e m b e r g 
B A G Bundesarbeitsgericht 
B A G E . . . A m t l . Sammlung der En t ­

scheidungen des B A G 
B a W ü V B l . B a d e n - W ü r t t e m b e r g i s c h e s 

Verwaltungsblatt 
bay bayerisch 
B a y Bayern 
B a y B S V J u Bereinigte Sammlung bayeri­

scher Verwaltungs- und Justiz­
vorschriften 

B a y B Z . . Bayerische Beamtenzeitung 
B a y D S t H Bayerischer Dienststrafhof 
B a y O b L G Bayerisches Oberstes Landes­

gericht 
B a y O b L G S t ( Z ) A m t l . Sammlung der 

Entscheidungen des B a y O b L G 
i n Strafsachen (Zivilsachen) 

B a y V B l . . Bayerische Verwa l tungsb lä t t e r 
B a y V e r f G H Bayerischer Verfassungsge­

richtshof 
B a y V G H . Bayerischer Verwaltungsge­

richtshof 
B a y V G H E A m t l . Sammlung der Entschei­

dungen des B a y V G H (I) (mit 
Zusatz II: B a y V e r f G H ) 

B B D e r Betriebs-Berater 
B B a u B l . . Bundesbaublatt 
B B a u G . . Bundesbaugesetz 
B B G Bundesbeamtengesetz 
B d B a n d 
B D H . . . Bundesdisziplinarhof 
bearb. . . . bearbeitet 
Bearb . . . . Bearbeitung 
B e g r . . . . B e g r ü n d u n g 
B e U Beilage 
B e k l Beklagte(r) 
B e r G e r . . Berufungsgericht 
B e r i Be r l i n 
bes besonders 
Beschl . . . Beschluß 
Beschw. . Beschwerde 
bestr bestritten 
betr betreffend 
Be t r D e r Betrieb 
B e t r V G . Betriebsverfassungsgesetz 
B f Beschwerdeführer ( in) 
B F H . . . . Bundesfinanzhof 
B F H E . . . A m t l . Sammlung der Entschei­

dungen des B F H 

B G B . . 
B G B l . . 
B G E . . 

B G H . . . . 
B G H S t ( Z ) 

bish. . . . 
B J a g d G . 
B L G . . . 
B 1 G B W 

B l n . . . . 
B M I . . 
B M J . . 
B N o t O 
B P o l B G 
B R . . . 
B R A O 
B R D . . 
B R - D r . 
B r e m . . 
B R - P r o t 
B R R G 
B S G . 
B S G E 

B S H G . 
B S t B l . 
B T . . . 
B T . . . 
B T - D r . 
B T - P r o t . 
B V e r f G . 
B V e r f G E . 

B V e r f G G . 

B V e r w G . 
B V e r w G E 

Bürger l i ches Gesetzbuch 
Bundesgesetzblatt 
A m t l . Sammlung der Entschei­
dungen des Schweiz. Bundes­
gerichtshofes 
Bundesgerichtshof 
A m t l . Sammlung der Entschei­
dungen des B G H i n Strafsachen 
(Zivilsachen) 
bisher (ig) 
B undesj agdgesetz 
Bundesleistungsgesetz 
Blä t te r für Grunds tücks - , B a u -
und Wohnungswesen 
s. B e r i . 
Bundesminister des Inneren 
Bundesminister der Justiz 
B undesnotaror dnung 
Bundespolizeibeamtengesetz 
Bundesrat 
Bundesrechtsanwaltsordnung 
Bundesrepublik Deutschland 
Bundesratsdrucksache 
Bremen 
Bundesratsprotokolle 
Beamtenrechtsrahmengesetz 
Bundessozialgericht 
A m t l . Sammlung der Entschei­
dungen des B S G 
Bundessozialhilfegesetz 
Bundessteuerblatt 
Besonderer T e ü 
Bundestag 
Bundestagsdrucksache 
Bundestagsprotokolle 
Bundesverfassungsgericht 
A m t l . A a m m l u n g e n der En t ­
scheidungen des B V e r f G 
Bundesverfassungsgerichts­
gesetz 
Bundesverwaltungsgericht 
A m t l . Sammlung der Entschei­
dungen des B V e r w G 

c C a n o n 
c. i . c. . . . culpa i n contrahendo 
C I C . . . . C o d e x juris canonici 
C . I. J . . . . Internationaler Gerichtshof i n 

D e n Haag 
C . J C o d e x Justinianus 

D 

D Digesten 
D A G . . . Deutsches Auslieferungsgesetz 
D A R Deutsches Auto -Rech t 
ders derselbe 
D F G Zeitschrift für Deutsche Fre i ­

wi l l ige Gerichtsbarkeit 
dg l dergleichen 
D G W R . Deutsches Gemein- und W i r t ­

schaftsrecht 
d. h das he iß t 
D i e Grundrechte Neumann-Nipperdey-

Scheuner: , ,Die Grundrechte" 
Diss Dissertation 
D J Deutsche Justiz 
D J T Deutscher Juristentag 
D J Z Deutsche Juristenzeitung 
D N o t Z . . Deutsche Notar-Zeitschrif t 
D ö D . . . . D e r öffentliche Dienst 
D Ö V . . . D i e öffentliche Verwa l tung 
D R Deutsches Recht 
D R i Z . . . Deutsche Richter-Zei tung 
D R W . . . Deutsche Rechtswissenschaft 
D R Z Deutsche Rechts-Zeitschrift 
D S t G . . . Dienststrafgericht 
D S t H . . . Dienststrafhof 
D S t K . . . Dienststrafkammer 
D S t R . . . Deutsches Strafrecht 
D S t r Z . . . Deutsche Strafrechts-Zeitung 
D S t Z t g . . Deutsche Steuer-Zeitung 
dt deutsch 

D V Deutsche Verwal tung 
D V B 1 . . . . Deutsches Verwaltungsblatt 
D V O . . . D u r c h f ü h r u n g s v e r o r d n u n g 

E - En twur f 
E 1962 . . Regierungsentwurf eines Straf­

gesetzbuches, B o n n , 1962 
E A G . . . . s. E U R A T O M 
ebda ebenda 
ed Auflage 
E F G Entscheidungen der Finanzge­

richte 
E G - Einführungsgesetz 
E G K S " - -

E G K S V . . 

e G m b H . . 

E h e G . . 
E i n l . . . 
einschr. 
Entsch. 
entspr. 
E r g . . . . 
E r l . . . . 
E r s tG . 
E S t G . . 
E S V G H 

Europä i sche Gemeinschaft für 
K o h l e und Stahl 
Vert rag zur G r ü n d u n g einer 
Europä i schen Gemeinschaft für 
K o h l e und Stahl 
eingetragene Genossenschaft 
mi t beschränk te r Haftung 
Ehegesetz 1946 
Einlei tung 
e inschränkend 
Entscheidung 
entsprechend 
Ergebnis 
E r l ä u t e r u n g 
Erstattungsgesetz 
Einkommensteuergesetz 
Sammlung der Entscheidungen 
des hessischen und des baden-
w ü r t t e m b e r g i s c h e n V G H 

E u G H (EurGH) Gerichtshof der E u r o ­
päischen Gemeinschaften 

E u G H , Rspr. ( E u G H E ) Sammlung der 
Rechtsprechung des E u G H 

E U R A T O M Europä i sche Atomgemein­
schaft 

E u r a t o m V Vert rag zur G r ü n d u n g einer 
Europä i schen Atomgemein ­
schaft 

E V w V e r f G Musterentwurf 1963 eines 
V e r waltungsverf ah r ensgesetzes 
Europä i sche Wirtschaftsge­
meinschaft 
Vertrag zur G r ü n d u n g einer 
Europä i schen Wirtschaftsge­
meinschaft 

E W G . 

E W G V 

F a m R Z 

ff. . 
f G . 
F G G 

f. . . . . . . . folgende Seite, für 
F a m R Ä n d G Fa mi l ienrech tsänderungsge-

setz 1961 
Zeitschrift für das gesamte 
Familienrecht 
folgende Seiten 
freiwill ige Gerichtsbarkeit 
Gesetz ü b e r Angelegenheiten 
der f G 

F i n A . . . . Finanzamt 
F i n G . . . . Finanzgericht 
F l u r B G . . Flurbereinigungsgesetz 
F S t r G . . . Bundesferns t raßengesetz 
F u ß n . . . . F u ß n o t e 

- G Gesetz 
G A Goltdammers A r c h i v für Straf­

recht 
Ga i G a i Institutiones 
GaststG . . Gaststät tengesetz 
G B l Gesetzblatt 
G B O Grundbuchordnung 
G e n G . . . Genossenschaftsgesetz 
GeschO . Geschäf t sordnung 
gern g e m ä ß 
G e w A r c h . Gewerbearchiv 
G e w e r k M H Gewerkschaftliche Monats­

hefte 
G e w O . . Gewerbeordnung 
G G Grundgesetz 
ggf gegebenenfalls 
Gle ichberG Gleichberechtigungsgesetz 



VI. Abkürzungsverzeichnis XIX 

G m b H . . Gesellschaft mi t besch ränk te r 
Haftung 

G m b H G . GmbH-Gese tz 
G M B 1 . . . Gemeinsames Ministerialblatt 
G O Gememdeordnung (der Länder ) 
G r B W o R Blä t te r für Grunds tücks - , B a u -

und Wohnungsrecht 
Gruch . . . (Gruchot's) Be i t räge zur E r ­

l äu t e rung des Deutschen Rechts 
G R U R . . Gewerblicher Rechtsschutz und 

Urheberrecht 
g rd l grundlegend 
G S D e r Gerichtssaal 
G S G r o ß e r Senat 
G S N W . . Bereinigte Gesetzessammlung 

des Landes Nordrhe in -Wes t ­
falen 

GSSt(Z) . G r o ß e r Senat i n Strafsachen 
(Zivilsachen) 

G V B 1 . . . . Gesetz- u n d Verordnungsblatt 
G V G Gerichtsverfassungsgesetz 
G V N W . . Gesetz- und Verordnungsblatt 

des Landes Nordrhe in -Wes t ­
falen 

G W B . . . Gesetz gegen Wettbewerbsbe­
sch ränkungen (Kartellgesetz) 

H 

H Heft 
h . A herrschende Ansicht 
Halbs. . . . Halbsatz 
hamb. . . . hamburgisch 
H a n d w O . Handwerksordnung 
H a n s R G Z Hanseatische Rechts- u n d G e ­

richts-Zeitschrift 
H A T G . . Gesetz ü b e r den Hausarbeitstag 
H B Hohe B e h ö r d e der E G K S 
H b d Halbband 
H b g H a m b u r g 
H d b Handbuch 
H d b D S t R Handbuch des Deutschen 

Staatsrechts 
Hess Hessen 
H E S t ( Z ) . Höchs t r ich ter l iche Entschei­

dungen i n Strafsachen ( Z i v i l ­
sachen) 

H G B Handelsgesetzbuch 
h . L herrschende Lehre 
h . M . . . . herrschende M e i n u n g 
H R R . . . Höchs t r ich ter l iche Rechtspre­

chung 

I 

i i m , i n 
i . d . R . . . i n der Regel 
i . d . F . . . . i n der Fassung 
i . e. S. . . . i m engeren Sinne 
insb insbesondere 
int international 
I P R Internationales Privatrecht 
i . S. d. (v.) i m Sinne des (von) 
i . V . m . . . i n Verbindung mi t 

j 
Jb Jahrbuch 
J F G Jahrbuch für Entscheidungen i n 

Angelegenheiten der f r e iwi l l i ­
gen Gerichtsbarkeit u n d G r u n d -
buchsachen 

Jhjb Jherings J a h r b ü c h e r für D o g -
matik des bürger l i chen Rechts 

J M B 1 N R W Justizministerialblatt für 
N o r drh ein-Westfalen 

J ö R Jahrbuch für öffentliches Recht 
J R Juristische Rundschau 
Juristenjb. Juristenjahrbuch 
Juristentags-Festschrift Festschrift z u m 

hunder t j ähr igen Bestehen des 
Deutschen Juristentags, 1960 

J W G Jugend wohlfahrtsgesetz 1961 
J W Juristische Wochenschrift 
J Z Juristenzeitung 

K 

Kar tRdsch . Kartel l -Rundschau 
K a r t V O . . Kar te l lverordnung 
K f z Kraftfahrzeug 
K G Kammerger icht 
K G Kommanditgesellschaft 
K G B 1 . . . . B lä t t e r für Rechtspflege i m B e ­

z i rk des K G 
K g f E G . . Kr iegsgefangenenen tschäd i -

gungsgesetz 
K G J Jahrbuch der Entscheidungen 

des K G 
K l Kläger( in) 
K M R . . . K l e i n k n e c h t - M ü l l e r - R e i t b e r -

ger, Kommen ta r zur S t P O 
K O Konkursordnung 
K o m H d b . Handbuch der K o m m u n a l -

Wissenschaften 
kr i t kri t isch 
K S c h G . . Künd igungsschu tzgese tz 
K S t Z . . . K o m m u n a l e Steuer-Zeitschrift 

L 

L a d S c h l G Ladenschlußgese tz 
L A G Landesarbeitsgericht 
L B G Landesbeamtengesetz 
Lehrb . . . . Lehrbuch 
L f g Lieferung 
L G Landgericht 
ht Buchstabe 
L i t Literatur 
L K Leipziger Kommen ta r z u m 

S t G B 
L M L i n d e n m a i e r - M ö h r i n g , N a c h ­

schlagewerk des B G H 
Ls Leitsatz 
L S G Landessozialgericht 
L V A Landesversicherungsanstalt 
L V e r f . . . . Landesverfassung 
L V O Landesverordnung 
L W G . . . Landeswassergesetz 
L Z Leipziger Zeitschrift 

M 

m mi t 
M a t Material ien 
M D R . . . Monatsschrift für Deutsches 

Recht 
m . E meines Erachtens 
M o n S c h r K r i m . Monatsschrift für K r i m i ­

nologie und Strafrechtsreform 
M o t M o t i v e z u m Entwurf eines B G B 
M R K . . . Menschenrechtskonvention 
M R V O . M i ü t ä r r e g i e r u n g s v e r o r d n u n g 
M S t Mitgliedsstaat 
M U s . E G K S 
M u S c h G . Mutterschutzgesetz 
M U V . . . s . E G K S V 
M u W . . . Markenschutz und Wettbewerb 

N 

N a c h w . . Nachweis(e, en) 
N a t S c h V O Naturschutzverordnung 
nds niedersächsisch 
N d s Niedersachsen 
N d s R p f l . . niedersächsische Rechtspflege 
N e b V O . . N e b e n t ä t i g k e i t s v e r o r d n u n g 
n . F neue Fassung, neue Folge 
N J W . . . Neue Juristische W o c h e n ­

schrift 
N R W . . . Nordrhein-Westfalen 
N Z W e h r R Neue Zeitschrift für W e h r ­

recht 

O 

o oben 
- O O r d n u n g 
O B G . . . O r d n u n g s b e h ö r d e n g e s e t z 

( N R W ) 
O E C D . . Organizat ion for Economic 

Cooperat ion and Develope-
ment 

O E E C . . Organizat ion for European 
Economic Cooperat ion 

O G H ( B r Z ) Oberster Gerichtshof für die 
britische Besatzungszone 

O G H S t ( Z ) A m t l . Sammlung der Entschei­
dungen des O G H (BrZ) i n 
Strafsachen (Zivilsachen) 

o H G offene Handelsgesellschaft 
O L G Oberlandesgericht 
O L G E ( O L G R s p r . ) Rechtsprechung der 

Oberlandesgerichte 
O P D Oberpostdirektion 
O V G . . . Oberverwaltungsgericht 
O V G E . . A m t l . Sammlung der Entschei­

dungen der O V G e L ü n e b u r g 
und M ü n s t e r 

O W i G . . Ordnungswidrigkeitengesetz 

P 

P a t G Patentgesetz 
P B e f G . . Pe rsonenbeförderungsgese tz 
PersVer t rG Personalvertretungsgesetz 
P G Polizeigesetz (der Länder ) 
pr p reuß i sch 
p r O V G E . A m t l . Sammlung der Entschei­

dungen des p r O V G 
Pro t Protokol le der Reichstagsbera­

tungen z u m B G B 
P S t G Personenstandsgesetz 
P V G Polizeiverwaltungsgesetz 

R 

- R Recht 
RabelsZ . Zeitschrift für aus ländischesund 

internationales Privatrecht, be­
g r ü n d e t v o n Rabel 

R A G Reichsarbeitsgericht 
R A O . . . Reichsabgabenordnung 
R B e r M G . R e c h t s b e r a t u n g s m i ß b r a u c h -

gesetz 
R d A Recht der Arbe i t 
R d E r l . . . R u n d e r l a ß 
RdSchr . . Rundschreiben 
R D H . . . Reichsdisziplinarhof 
R d J Recht der Jugendwohlfahrt 
Rdnr(n) . . Randnummer (n) 
rechtskr. . rechtskräf t ig 
R F H Reichsfmanzhof 
R F H E . . . A m t l . Sammlung der Entschei­

dungen des R F H 
R G Reichsgericht 
R G B l . . . . Reichsgesetzblatt 
RG-Festgabe „ D i e Reichsgerichtspraxis 

i m deutschen Rechtsleben", 
Festgabe z u m 50jähr. Bestehen 
des R G 

R G R K . . Kommenta r z u m B G B , heraus­
gegeben v o n Reichsgerichts­
rä t en und Bundesrichtern 

R G R K z. H G B Kommenta r z u m H G B , 
herausgegeben v o n Reichsge­
r ichtsrä ten 

R G S t ( Z ) . A m t l . Sammlung der Entschei­
dungen des R G i n Strafsachen 
(Zivüsachen) 

RhPf . . . . Rheinland-Pfalz 
R i A Das Recht i m A m t 
R i D i s z S . . Richterdisziphnarsenat 
R i S t V . . . Richt l in ien für das Strafver­

fahren 
R J A Entscheidungen i n Ange legen­

heiten der freiwil l igen G e ­
richtsbarkeit und des G r u n d ­
buchrechts, zusammengestellt 
v o m Reichsjustizamt 

R J W G . . Reichsgesetz für Jugendwoh l ­
fahrt 1922 

R O H G . . Reichsoberhandelsgericht 
Rpfleger . D e r Deutsche Rechtspfleger 
Rspr Rechtsprechung 
R V B 1 . . . . Reichsverwaltungsblatt 
R V O . . . Reichsversicherungsordnung 



X X VIL Berichtigungen 

S 

s siehe 
S Seite 
Saarl. . . . Saarland 
S A E Sammlung arbeitsrechtlicher 

Entscheidungen 
S a v Z R G . Zeitschrift der Sanigny-Stif-

tung für Rechtsgeschichte 
S B Z . . . . Sowjetische Besatzungszone 
S c h e c k G . Scheckgesetz 
S c h l H . . . Schleswig-Holstein 
S c h l H A n z . Schleswig-Holsteinische A n z e i ­

gen 
S c h w e r b G Schwerbeschäd ig t engese t z 
S c h w Z S t R Schweizerische Zeitschrift für 

Strafrecht 
Seuf ïA . . Seuffert's A r c h i v 
S G b D i e Sozialgerichtsbarkeit 
S G G Sozialgerichtsgesetz 
S J Z Süddeu t sche Juristenzeitung 
S K V . . . . Staats- u n d K o m m u n a l - V e r ­

wal tung 
S lg Sammlung v o n Entscheidun­

gen, Gesetzen etc. 
sog sogenannte, er) 
S O G . . . . Gesetz ü b e r die öffent l iche S i ­

cherheit u n d O r d n u n g (Nds.) 
S o l d G . . . Soldatengesetz 
S o z G Sozialgericht 
Sp Spalte 
st s tändig 
S t A Staatsanwalt, Staatsanwalt­

schaft 
S t A Z . . . Zeitschrift für Standesamtswe­

sen 
S t G B Strafgesetzbuch 
S t I G S tänd ige r Internationaler G e ­

richtshof 
StJSchP . . S t e in - Jonas -Schönke -Poh le , 

K o m m e n t a r zur Z P O 
S t P O S t r a f p r o z e ß o r d n u n g 
str. . t streitig 
S t R Ä n d G St ra f rech tsänderungsgese tz 
S t r K Strafkammer 
StS Strafsenat 
S t V G . . . S t r aßenverkehr sgese tz 
S t V O . . . S t r a ß e n v e r k e h r s o r d n u n g 
S t V Z O . . S t r aßenve rkeh r szu l a s sungso rd ­

nung 
S t W Steuer u n d Wir tschaf t 
s ü d d süddeutsch 

T 
t e i lw. . . . teilweise 
T V G Tarifvertragsgesetz 

U 

u unten 
u. a unter anderen(m), u n d andere 
u. ä und ähnliche(s) 
unstr. . . . unstreitig 
U r t U r t e ü 
U S G Unterhaltssicherungsgesetz 
u . U unter U m s t ä n d e n 
Ü V Ver t rag zur Regelung der aus 

K r i e g und Besatzung entstan­
denen Fragen ( Ü b e r l e i t u n g s ­
vertrag) 

U W G . . . Gesetz gegen den unlauteren 
Wet tbewerb 

U Z w G . . Gesetz ü b e r die A n w e n d u n g 
unmittelbaren Zwangs (der 
Länder ) 

V 
V A ( e ) . . . Verwaltungsakt(e) 
V e r f Verfasser, Verfassung 
V e r f O . . . Verfahrensordnung des E u G H 
V e r k M i t t . Verkehrsrechtliche M i t t e i l u n ­

gen 
V e r s a m m l G Versammlungsgesetz 
V e r s c h G . Verschollenheitsgesetz 
V e r s R . . . Zeitschrift für Versicherungs­

recht 
V e r w A r c h Verwaltungsarchiv 
V e r w R s p r . Verwaltungsrechtsprechung 
V e r w V G . Gesetz ü b e r das Verwal tungs­

verfahren i n der Kriegsopfer­
versorgung 

V G . . . Verwaltungsgericht 
V G H Verwaltungsgerichtshof 
v g l vergleiche 
V O Vero rdnung 
V O B . . . Verdingungsverordnung für 

Bauleistungen 
V o r b . . . . Vorbemerkung 
V o r m G . . Vormundschaftsgericht 
V R S Verkehrsrechts-Sammlung 
W D S t R L Veröffent l ichung der V e r e i n i ­

gung deutscher Staatsrechts­
lehrer 

V w G O . . Verwaltungsgerichtsordnung 
V w V e r f G Verwaltungsverfahrensgesetz 

(der Länder ) 

V w V G . . Verwaltungsvollstreckungs­
gesetz 

V w Z G . . Verwaltungszustellungsgesetz 

W 
W a r n R s p r . Rechtsprechung des Reichs­

gerichts, herausgegeben v o n 
Warneyer 

W B e w G Wohnraumbewirtschaftungs­
gesetz 

W B O . . . Wehrbeschwerdeordnung 
W G Wechselgesetz 
W H G . . . Wasserhaushaltsgesetz 
W P f l G . . Wehrpflichtsgesetz 
W P M . . . Wertpapier-Mit te i lungen, T e i l 

I V 
W R P . . . Wet tbewerb i n Recht und 

Praxis 
W R V . . . Verfassung des Deutschen R e i ­

ches v . 11. 8.1919 
W S t G . . . Wehrstrafgesetz 
W u W . . Wirtschaft u n d Wet tbewerb 
W Z G . . . Warenzeichengesetz 

Z 

Z A k D R . Zeitschrift der Akademie für 
Deutsches Recht 

Z a ö R V . . Zeitschrift für ausländisches 
öffentliches Recht u n d V ö l k e r ­
recht 

z. B z u m Beispiel 
Z B 1 J R . . . Zentralblatt für Jugendrecht 

und JugendwohHahrt 
Z B R Zeitschrift für Beamtenrecht 
Z H R Zeitschrift für das gesamte 

Handels- und Konkursrecht 
zit zitiert 
Z K Z i v i l k a m m e r 
Z M R . . . Zeitschrift für M i e t - u n d B a u ­

recht 
Z P O Z i v ü p r o z e ß o r d n u n g 
Z S Zivilsenat 
ZStaa t sW Zeitschrift für die gesamte 

Staatswissenschaft 
Z S t W . . . Zeitschrift für die gesamte 

Strafrechtswissenschaft 
z. T z u m T e i l 
zust zust immend 
Z W e h r R Zeitschrift für Wehrrech t 
z. Z zur Ze i t 
Z Z P Zeitschrift für Z i v i l p r o z e ß 

VU. Berichtigungen 
S. 20 (Heft 1) : In F u ß n o t e 1, Ze i l e 2, m u ß es statt „ ( E U R A T O M -

V ) " richtig „ E G K S V " h e i ß e n . 
S. 33 (Heft 1) : In der rechten Spalte, 5. Ze i l e v o n oben, m u ß es 

statt „ § 49 I B G B " richtig „ § 49 I H G B " he ißen . 
S . 39 (Heft 1): In Entscheidung 7, l i nke Spalte 8. und 33. Zei le 

v o n unten, m u ß es statt „ V e r u n t r e u u n g " r icht ig „ U n t r e u e " 
he ißen . 

S. 67 (Heft 2) : In F u ß n o t e 83, Ze i l e 1, m u ß es statt „ § 5 I 2 
E r t s G " richtig „ § 5 I 2 E r s t G " h e i ß e n , 

S. 71 (Heft 2) : In der rechten Spalte unter „ z u 2 ." , 12. Zei le v o n 
unten, m u ß es statt „ § 134 I u n d II S t P O " richtig „ § 134 I 
u n d II G V G " h e i ß e n . 

S . 76 (Heft 2) : In Entscheidung 7, 2. Absatz 4. Zei le v o n oben, 
m u ß es statt „Gönnewein" richtig „Gönnenwein** he ißen . 

S. 77 (Heft 2) : In der 2. Ze i l e der S t e r n c h e n - F u ß n o t e m u ß es statt 
„Potoonic" richtig „Potocnic** h e i ß e n . 

S. 97 (Heft 3) : In der Übe r sch r i f t der Entscheidungsrezension v o n 
Grunsky m u ß die Fundstellenangabe statt „BAG, N J W 
1963, 1276" r ich t ig „B^4G, N J W 1963,1267" he ißen . 

S. 98 (Heft 3) : In der rechten Spalte, 6. Z e i l e v o n unten, m u ß es 
statt „ 1 . 5 ." r icht ig „ 1 . 3 . " h e i ß e n . 

S. 133 (Heft 4) : In der rechten Spalte, 5. Ze i l e v o n oben, m u ß es 
statt „Bescha f fungsmark t " richtig „ A b s a t z m a r k t " he ißen . 

S. 167 (Heft 4) : In Entscheidung 6, 2. Absatz 3. Z e ü e v o n oben, 
m u ß es statt „Baumbach-Lauterbach, 23. A u f l . " richtig 
„Baumbach-Lauterbach, 27. A u f l . " h e i ß e n . 

S. 208 (Heft 5) : Das D a t u m der Entscheidung 7 m u ß statt „ 1 3 . 1 1 . 
62" richtig „ 1 3 . 11. 6 3 " lauten. 

S. 208 (Heft 5) : In Entscheidung 8, 11. Zei le v o n unten, m u ß es 
statt „ Ü b e r t r a g u n g " richtig „ Ü b e r t r e t u n g " he ißen . 

S. 219 (Heft 6) : In der l inken Spalte unter 2. a),4. Ze i le v o n oben, 
m u ß es statt „ A u f r e c h t e r h a l t u n g " richtig „ A u f r e c h n u n g " 
he ißen . 

S . 286 (Heft 7) : In Er l äu te rung 28 und 29, j e w e ü s 2. Zei le , m u ß es 
statt „ H e s s P V G " richtig „ H e s s P G " he ißen . 

S. 287 (Heft 7 ) : In Entscheidung 1, Absatz 1 der G r ü n d e 3. Zei le 
v o n unten, m u ß es statt „ J u S 1963,68 N r . 1" r icht ig „ J u S 
1963, 78 N r . 1" he ißen . 

S . 291 (Heft 7) : D i e letzte Zei le der Entscheidung 8 m u ß r icht ig 
lauten: „ . . . nicht auf das Verhalten des Ange ld , z u . " 

S. 298 (Heft 8) : In der l inken Spalte, 1. Zei le des Abschnitts a), 
m u ß es statt „Anrechnung** richtig „Aufrechnung** he ißen . 

S. 364 (Heft 9) : In der l inken Spalte, 3. ZeÜe v o n unten, m u ß es 
statt „ s t r a fbegründenden * richtig „s t rafbefre ienden" hei ­
ß e n . 

S . 370 (Heft 9) : In Entscheidung 6, letzter Absatz 3. Zei le v o n oben, 
m u ß es statt „ § 244 II S t P O " richtig „ § 3 4 4 1 1 S t P O " he ißen . 

S . 407 (Heft 10): In F u ß n o t e 13, Z e ü e 1, m u ß es statt „Würdinger, 
A n m . § 373 A n m . 165" richtig „Würdinger, V o r b . § 373 
A n m . 165" he ißen . 

S. 441 (Heft 11): In der rechten Spalte m u ß es i n der letzten Z e ü e 
der Entscheidungsrezension v o n Honig statt „ k o n n t e 8 4 . " 
richtig „ k o n n t e 8 6 . " he ißen . 


